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Vorwort
Das Buch wendet sich vor allem an Studentinnen und Studenten, die
                            sich erstmals mit dem Besonderen Teil des Strafgesetzbuches
                            beschäftigen wollen. Ihnen soll ein gelingender und möglichst
                            interessanter Zugang zu den einzelnen Tatbeständen ermöglicht
                            werden. Die Darstellung wird deshalb auf die wichtigsten
                            Strafvorschriften und innerhalb derer auf die Fragen beschränkt,
                            die erfahrungsgemäß bereits während des Studiums zum
                            Gegenstand von Prüfungsaufgaben gemacht werden.
Es geht nicht um das Anleiten zum Auswendiglernen einer Vielzahl
                            immer wieder leicht variierter Fälle, sondern stets um das
                            Vermitteln der elementaren Grundzüge, deren Kenntnis das Lösen
                            jeder Aufgabe ermöglicht. Dies setzt freilich das
                            eigenständige Nacharbeiten der angegebenen Quellen voraus.
                            Besonders wichtig ist die Lektüre gerichtlicher Entscheidungen,
                            weil sich häufig erst dabei und in Kenntnis des konkret
                            zugrundeliegenden Sachverhalts deren Tragweite verstehen lässt.
                            Soweit Entscheidungen des Bundesgerichtshofs nur mit Datum und
                            Aktenzeichen zitiert werden, sind diese regelmäßig im
                            „juristischen Informationssystem für die Bundesrepublik
                            Deutschland“, also der Datenbank juris, abrufbar, die seit
                            1. Januar 2000 ergangenen Judikate zudem auf der Internetseite
                                www.bundesgerichtshof.de. Die Lektüre sollte
                            ergänzt werden durch die Beantwortung der am Ende jedes Kapitels
                            gestellten Kontrollfragen, um den eigenen Lernerfolg zu
                            überprüfen.
Nachdem die ersten Auflagen dieses Werkes im Verlag C. H. Beck
                            erschienen sind, freuen wir uns nun außerordentlich, mit dem
                            renommierten Verlag C. F. Müller einen speziell im Bereich der
                            Ausbildungs-, Studien- und Examensliteratur besonders erfolgreichen
                            Partner gefunden zu haben. Unserem dortigen Lektor, Herrn
                                Christian Lenz, danken wir herzlich für die
                            stets kompetente, freundliche und zügige Betreuung.
Olaf Hohmann hat die §§ 11
                            bis 29, 34, 43 bis 46 sowie 48 bearbeitet,
                                Günther M. Sander die §§ 1
                            bis 10, 30 bis 33, 35 bis 42, 47 und 50.
                            § 49 wurde von beiden Autoren zusammen verfasst. Allem lagen
                            jedoch wie bei den Vorauflagen immer konstruktive und
                            weiterführende Gespräche zugrunde, die das Buch zu einem
                            gemeinsamen Werk machten. Dabei wurden alle seit der Vorauflage
                            erfolgten Gesetzesänderungen eingearbeitet. Dasselbe gilt für
                            die im genannten Zeitraum getroffenen höchstrichterlichen
                            Entscheidungen sowie die veröffentlichte Literatur. Die
                            diesbezüglichen Fundstellen sind auf dem Stand von Anfang März
                            2021; mitunter konnten noch spätere Publikationen
                            berücksichtigt werden. Ein besonderer Dank gilt Herrn Staatsanwalt
                            und Privatdozenten Dr. Tobias Ceffinato und Frau
                            Diplom-Juristin und wissenschaftlicher Mitarbeiterin Antonia
                                Taute für wertvolle Anregungen.
Für Hinweise, Verbesserungsvorschläge und Kritik
                            wären wir stets dankbar. Sie könnte gerichtet werden an die
                            E-Mail-Anschriften hohmann@ewb-rechtsanwaelte.de und
                                Sander-Guenther@bgh.bund.de.
 
Berlin und Fellbach, im März 2021
                                           Olaf
                                    Hohmann
       Günther
                                    M. Sander
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                                            (§ 271)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestand
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Objektiver Tatbestand
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Tatobjekt
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Tathandlungen
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Subjektiver Tatbestand
                                            

    
                                                III.
                                            
                                                Qualifizierte mittelbare
                                                  Falschbeurkundung (§ 271
                                                  Abs. 3)
                                            

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Versuch sowie Konkurrenzen
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

 
                                    Kapitel 6.
                                
                                    Rechtspflegedelikte
                                

  
                                        § 21.
                                    
                                        Falsche uneidliche Aussage
                                            (§ 153)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestand
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Objektiver Tatbestand
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Zuständige Stelle
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Tauglicher
                                                  Täter
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Subjektiver Tatbestand
                                            

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Konkurrenzen sowie Bestrafung
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

  
                                        § 22.
                                    
                                        Meineid (§ 154)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestand
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Objektiver Tatbestand
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Zuständige Stelle
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Tauglicher
                                                  Täter
                                                

     
                                                  3.
                                                
                                                  Falsch
                                                  schwören
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Subjektiver Tatbestand
                                            

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Versuch, Konkurrenzen sowie
                                                Bestrafung
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

  
                                        § 23.
                                    
                                        Falsche Verdächtigung
                                            (§ 164)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestände
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Verdächtigungstatbestand
                                                  (§ 164 Abs. 1)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektiver
                                                  Tatbestand
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektiver
                                                  Tatbestand
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Behauptungstatbestand
                                                  (§ 164 Abs. 2)
                                            

    
                                                III.
                                            
                                                Falsche Verdächtigung zur
                                                  Selbstbegünstigung (§ 164
                                                  Abs. 3)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektiver
                                                  Tatbestand
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektiver
                                                  Tatbestand
                                                

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme sowie Konkurrenzen
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

  
                                        § 24.
                                    
                                        Vortäuschen einer Straftat
                                            (§ 145d)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestände
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Vortäuschen rechtswidriger Taten
                                                  (§ 145d Abs. 1 Nr. 1
                                                  und 2)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektiver
                                                  Tatbestand
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektiver
                                                  Tatbestand
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Täuschung über den
                                                  Beteiligten an einer rechtswidrigen Tat
                                                  (§ 145d Abs. 2 Nr. 1
                                                  und 2)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektiver
                                                  Tatbestand
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektiver
                                                  Tatbestand
                                                

    
                                                III.
                                            
                                                Vortäuschen einer Straftat zur
                                                  Selbstbegünstigung (§ 145d
                                                  Abs. 3)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektive
                                                  Tatbestände
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektive
                                                  Tatbestände
                                                

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme sowie Konkurrenzen
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

  
                                        § 25.
                                    
                                        Strafvereitelung und Strafvereitelung im
                                            Amt (§§ 258, 258a)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestände
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Verfolgungsvereitelung
                                                  (§ 258 Abs. 1)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektiver
                                                  Tatbestand
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektiver
                                                  Tatbestand
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Vollstreckungsvereitelung
                                                  (§ 258 Abs. 2)
                                            

    
                                                III.
                                            
                                                Strafvereitelung im Amt
                                                  (§ 258a)
                                            

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Begehung durch Unterlassen, Versuch und
                                                Konkurrenzen, Rechtsfolgen sowie
                                                Verfolgbarkeit
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

 
                                    Kapitel 7.
                                
                                    Widerstand gegen
                                        Vollstreckungsbeamte und Tätlicher Angriff auf
                                        Vollstreckungsbeamte
                                

  
                                        § 26.
                                    
                                        Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte und
                                            Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte
                                            (§§ 113 und 114)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestände
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte
                                                  (§ 113)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektiver
                                                  Tatbestand
                                                

      
                                                  a)
                                                  
                                                  Tatobjekte
                                                  

      
                                                  b)
                                                  
                                                  Dienst- oder
                                                  Vollstreckungshandlung
                                                  

      
                                                  c)
                                                  
                                                  Tathandlung
                                                  

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektiver
                                                  Tatbestand
                                                

     
                                                  3.
                                                
                                                  Objektive
                                                  Bedingung der Strafbarkeit
                                                

      
                                                  a)
                                                  
                                                  Dogmatische
                                                  Einordnung
                                                  

      
                                                  b)
                                                  
                                                  Rechtmäßigkeitsbegriff
                                                  

     
                                                  4.
                                                
                                                  Besonders
                                                  schwere Fälle (§ 113
                                                  Abs. 2)
                                                

     
                                                  5.
                                                
                                                  Täterschaft und Teilnahme, Versuch, Irrtum
                                                  sowie Konkurrenzen
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Tätlicher Angriff auf
                                                  Vollstreckungsbeamte (§ 114)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektiver
                                                  Tatbestand
                                                

      
                                                  a)
                                                  
                                                  Tatobjekte
                                                  

      
                                                  b)
                                                  
                                                  Tätlicher
                                                  Angriff
                                                  

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektiver
                                                  Tatbestand
                                                

     
                                                  3.
                                                
                                                  Besonders
                                                  schwere Fälle (§ 114
                                                  Abs. 2)
                                                

     
                                                  4.
                                                
                                                  Täterschaft und Teilnahme, Versuch, Irrtum
                                                  sowie Konkurrenzen
                                                

   
                                            C.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

 
                                    Kapitel 8.
                                
                                    Brandstiftungsdelikte
                                

  
                                        § 27.
                                    
                                        Brandstiftung (§ 306)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestand
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Objektiver Tatbestand
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Tatobjekte
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Tathandlungen
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Subjektiver Tatbestand
                                            

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Begehung durch Unterlassen, Versuch,
                                                Konkurrenzen sowie Bestrafung
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

  
                                        § 28.
                                    
                                        Schwere Brandstiftung, besonders schwere
                                            Brandstiftung und Brandstiftung mit Todesfolge
                                            (§§ 306a, 306b und 306c)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestände
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Schwere Brandstiftung
                                                  (§ 306a)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektive
                                                  Tatbestände
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektiver
                                                  Tatbestand
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Besonders schwere Brandstiftung
                                                  (§ 306b)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektive
                                                  Tatbestände
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektiver
                                                  Tatbestand
                                                

    
                                                III.
                                            
                                                Brandstiftung mit Todesfolge
                                                  (§ 306c)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektiver
                                                  Tatbestand
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektiver
                                                  Tatbestand
                                                

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Versuch, Konkurrenzen sowie
                                                Bestrafung
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

  
                                        § 29.
                                    
                                        Fahrlässige Brandstiftung
                                            (§ 306d)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestand
                                        

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft,
                                                Konkurrenzen und Strafbarkeit
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

 
                                    Kapitel 9.
                                
                                    Straßenverkehrsdelikte
                                

  
                                        § 30.
                                    
                                        Trunkenheit im Verkehr
                                            (§ 316)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestand
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Objektiver Tatbestand
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Verkehr
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Führen
                                                  eines Fahrzeugs
                                                

     
                                                  3.
                                                
                                                  Fahruntüchtigkeit
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Subjektiver Tatbestand
                                            

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Versuch sowie Konkurrenzen
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

  
                                        § 31.
                                    
                                        Gefährdung des Straßenverkehrs
                                            (§ 315c)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestand
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Objektiver Tatbestand
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Tathandlungen
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Konkrete
                                                  Gefahr
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Subjektiver Tatbestand
                                            

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Versuch sowie Konkurrenzen
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

  
                                        § 32.
                                    
                                        Gefährliche Eingriffe in den
                                            Straßenverkehr (§ 315b)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestand
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Objektiver Tatbestand
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Tathandlungen
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Folge der
                                                  Tathandlung
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Subjektiver Tatbestand
                                            

    
                                                III.
                                            
                                                Qualifikationen (§ 315b
                                                  Abs. 3)
                                            

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Begehung durch Unterlassen, Versuch,
                                                Konkurrenzen sowie Bestrafung
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

  
                                        § 33.
                                    
                                        Unerlaubtes Entfernen vom Unfallort
                                            (§ 142)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestand
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Objektiver Tatbestand
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Gemeinsame
                                                  Voraussetzungen aller Begehungsvarianten
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Die zwei
                                                  Varianten des § 142
                                                  Abs. 1
                                                

     
                                                  3.
                                                
                                                  Die zwei
                                                  Varianten des § 142
                                                  Abs. 2
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Subjektiver Tatbestand
                                            

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Versuch, Konkurrenzen sowie
                                                Rechtsfolgen
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

 
                                    Kapitel
                                        10.
                                
                                    Vollrausch
                                

  
                                        § 34.
                                    
                                        Vollrausch
                                            (§ 323a)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestand
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Objektiver Tatbestand
                                            

    
                                                II.
                                            
                                                Subjektiver Tatbestand
                                            

    
                                                III.
                                            
                                                Objektive Bedingung der
                                                  Strafbarkeit
                                            

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Versuch, Konkurrenzen, Strafzumessung
                                                sowie Verfolgbarkeit
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        


                                Teil II:
                            
                                Vermögensdelikte
                            

 
                                    Kapitel
                                        11.
                                
                                    Diebstahl,
                                        Unterschlagung und unbefugter Gebrauch eines
                                        Fahrzeugs
                                

  
                                        § 35.
                                    
                                        Diebstahl
                                            (§§ 242, 243)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestand
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Objektiver Tatbestand
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Tatobjekt
                                                

      
                                                  a)
                                                  
                                                  Sache
                                                  

      
                                                  b)
                                                  
                                                  Beweglichkeit der
                                                  Sache
                                                  

      
                                                  c)
                                                  
                                                  Fremdheit der
                                                  Sache
                                                  

     
                                                  2.
                                                
                                                  Tathandlung
                                                

      
                                                  a)
                                                  
                                                  Gewahrsam (eines
                                                  anderen)
                                                  

      
                                                  b)
                                                  
                                                  Begründung neuen
                                                  Gewahrsams
                                                  

      
                                                  c)
                                                  
                                                  Bruch des bisherigen
                                                  Gewahrsams
                                                  

    
                                                II.
                                            
                                                Subjektiver Tatbestand
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Vorsatz
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Absicht der
                                                  rechtswidrigen Zueignung
                                                

      
                                                  a)
                                                  
                                                  Selbstzueignungsabsicht
                                                  

      
                                                  b)
                                                  
                                                  Drittzueignungsabsicht
                                                  

      
                                                  c)
                                                  
                                                  Rechtswidrigkeit der
                                                  Zueignung
                                                  

    
                                                III.
                                            
                                                Versuchsstrafbarkeit
                                            

    
                                                IV.
                                            
                                                Besonders schwerer Fall des
                                                  Diebstahls (§ 243)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Dogmatische
                                                  Einordnung
                                                

      
                                                  a)
                                                  
                                                  Indizwirkung der
                                                  Regelbeispiele
                                                  

      
                                                  b)
                                                  
                                                  Sonstige Auswirkungen der
                                                  Regelbeispielsmethode
                                                  

     
                                                  2.
                                                
                                                  Benannte
                                                  Regelbeispiele im Einzelnen
                                                

      
                                                  a)
                                                  
                                                  Einbrechen, Einsteigen,
                                                  Eindringen und Sichverborgenhalten
                                                  (§ 243 Abs. 1 Satz 2
                                                  Nr. 1)
                                                  

      
                                                  b)
                                                  
                                                  Verschlossenes
                                                  Behältnis und andere Schutzvorrichtung
                                                  (§ 243 Abs. 1 Satz 2
                                                  Nr. 2)
                                                  

      
                                                  c)
                                                  
                                                  Gewerbsmäßigkeit (§ 243
                                                  Abs. 1 Satz 2 Nr. 3)
                                                  

      
                                                  d)
                                                  
                                                  Diebstahl aus
                                                  Gotteshäusern (§ 243 Abs. 1
                                                  Satz 2 Nr. 4)
                                                  

      
                                                  e)
                                                  
                                                  Für Wissenschaft,
                                                  Kunst, Geschichte oder technische Entwicklung
                                                  bedeutsame Sache (§ 243 Abs. 1
                                                  Satz 2 Nr. 5)
                                                  

      
                                                  f)
                                                  
                                                  Hilflosigkeit,
                                                  Unglücksfall und gemeine Gefahr
                                                  (§ 243 Abs. 1 Satz 2
                                                  Nr. 6)
                                                  

      
                                                  g)
                                                  
                                                  Sprengstoff- und
                                                  Waffendiebstahl (§ 243 Abs. 1
                                                  Satz 2 Nr. 7)
                                                  

     
                                                  3.
                                                
                                                  Subjektive
                                                  Komponente
                                                

     
                                                  4.
                                                
                                                  „Versuch“ des § 243
                                                  Abs. 1?
                                                

      
                                                  a)
                                                  
                                                  Anwendbarkeit eines nur
                                                  „versuchten“
                                                  Regelbeispiels
                                                  

      
                                                  b)
                                                  
                                                  Keine Anwendbarkeit eines
                                                  nur „versuchten“
                                                  Regelbeispiels
                                                  

      
                                                  c)
                                                  
                                                  Stellungnahme
                                                  

     
                                                  5.
                                                
                                                  Ausschlussklausel des § 243
                                                  Abs. 2
                                                

      
                                                  a)
                                                  
                                                  Objektive
                                                  Geringwertigkeit
                                                  

      
                                                  b)
                                                  
                                                  Vorsatz
                                                  

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Konkurrenzen sowie
                                                Verfolgbarkeit
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

  
                                        § 36.
                                    
                                        Diebstahl mit Waffen,
                                            (schwerer) Bandendiebstahl und Wohnungseinbruchdiebstahl
                                            (§§ 244 und 244a)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestände
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Diebstahl mit Waffen, Bandendiebstahl
                                                  und Wohnungseinbruchdiebstahl
                                                  (§ 244)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektive
                                                  Tatbestände
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektiver
                                                  Tatbestand
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Schwerer Bandendiebstahl
                                                  (§ 244a)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektiver
                                                  Tatbestand
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektiver
                                                  Tatbestand
                                                

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Versuch, Konkurrenzen sowie
                                                Verfolgbarkeit
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

  
                                        § 37.
                                    
                                        Unterschlagung und
                                            veruntreuende Unterschlagung (§ 246)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestände
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Unterschlagung (§ 246
                                                  Abs. 1)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektiver
                                                  Tatbestand
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektiver
                                                  Tatbestand
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Veruntreuende Unterschlagung
                                                  (§ 246 Abs. 2)
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Objektiver
                                                  Tatbestand
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Subjektiver
                                                  Tatbestand
                                                

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Versuch, Konkurrenzen sowie
                                                Verfolgbarkeit
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

  
                                        § 38.
                                    
                                        Unbefugter Gebrauch eines
                                            Fahrzeugs (§ 248b)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestand
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Objektiver Tatbestand
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Tatobjekt
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Tathandlung
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Subjektiver Tatbestand
                                            

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Versuch, Konkurrenzen sowie
                                                Verfolgbarkeit
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen und
                                                Aufbau
                                        

 
                                    Kapitel
                                        12.
                                
                                    Raubdelikte
                                

  
                                        § 39.
                                    
                                        Raub
                                            (§ 249)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestand
                                        

    
                                                I.
                                            
                                                Objektiver Tatbestand
                                            

     
                                                  1.
                                                
                                                  Diebstahlselement
                                                

     
                                                  2.
                                                
                                                  Raubmittel
                                                

     
                                                  3.
                                                
                                                  Finalität der Raubmittel in Bezug auf den
                                                  Gewahrsamsbruch
                                                

     
                                                  4.
                                                
                                                  Räumlich-zeitlicher Zusammenhang zwischen
                                                  Nötigung und Wegnahme
                                                

    
                                                II.
                                            
                                                Subjektiver Tatbestand
                                            

   
                                            C.
                                        
                                            Täterschaft und
                                                Teilnahme, Versuch, Konkurrenzen sowie
                                                Verfolgbarkeit
                                        

   
                                            D.
                                        
                                            Kontrollfragen
                                        

  
                                        § 40.
                                    
                                        Schwerer Raub und Raub mit
                                            Todesfolge (§§ 250
                                            und 251)
                                    

   
                                            A.
                                        
                                            Grundlagen
                                        

   
                                            B.
                                        
                                            Tatbestände
                                        

    
                                                I.
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Einleitung
1


Im Besonderen Teil des StGB unterscheidet die h.M. zwischen
                                Tatbeständen, die den Schutz von Individualrechtsgütern
                                bezwecken, und solchen, die Rechtsgüter der Allgemeinheit
                                schützen sollen.


2


Die sich auf Individualrechtsgüter beziehenden Vorschriften
                                werden wiederum in Delikte gegen die Person einerseits und
                                Eigentums- sowie Vermögensdelikte andererseits unterteilt. Die
                                letztgenannten Tatbestände werden im Teil II dieses
                                Studienbuchs behandelt, die übrigen im Teil I.


3


Die Systematik der Darstellung im Teil I
                                orientiert sich am Rang der geschützten Rechtsgüter. Daher
                                stehen am Anfang die Straftaten gegen das Leben,
                                gefolgt von den Delikten gegen die körperliche
                                    Unversehrtheit (einschließlich der unterlassenen
                                Hilfeleistung, § 323c)[1] sowie die
                                    persönliche Freiheit und den Taten gegen die
                                Ehre.


4


Daran schließen sich die Delikte gegen sog.
                                    Rechtsgüter der Allgemeinheit an. Hier sind
                                die Urkundstaten an die Spitze gestellt, gefolgt von den
                                Rechtspflegedelikten. Zu diesen haben die Begünstigung
                                (§ 257) und Hehlerei (§ 259) zwar Bezüge.
                                Sie werden aber wegen ihres sachlichen Zusammenhangs mit den
                                Eigentums- und Vermögensdelikten im Teil II behandelt.
                                Dies gilt auch für den räuberischen Angriff auf
                                Kraftfahrer (§ 316a).


5


Der Teil I endet mit Erörterungen des Widerstandes
                                gegen Vollstreckungsbeamte (§§ 113 ff.), der
                                Brandstiftungs- und Straßenverkehrsdelikte sowie des
                                Vollrauschs (§ 323a).


6


Die im Teil II dargestellten Strafvorschriften
                                lassen sich am besten nach dem von ihnen jeweils geschützten
                                Rechtsgut systematisieren. Eine große Gruppe dient dem Schutz
                                des Vermögens vor Gefährdung oder gar Schädigung
                                (sog. Vermögensdelikte). Die meisten
                                Tatbestände dieser Kategorie erfassen das Vermögen
                                insgesamt, z.B. Erpressung (§ 253), Hehlerei
                                (§ 259), Betrug (§ 263) und Untreue
                                (§ 266). Eine andere Gruppe schützt dagegen das
                                Rechtsgut Eigentum (sog. Eigentumsdelikte). Dazu
                                zählen vor allem Diebstahl (§ 242), Unterschlagung
                                (§ 246), Raub (§ 249) und Sachbeschädigung
                                (§ 303).


7


Im Teil III werden schließlich besondere
                                Strafverfolgungsvoraussetzungen erörtert, nämlich
                                Strafantrag und besonderes öffentliches Interesse an der
                                Strafverfolgung.


Anmerkungen
[1]
 Bei §§
                                        ohne Gesetzesangabe handelt es sich ausschließlich um
                                        solche des StGB.
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Kapitel 1. Tötungsdelikte


1


Der Sechzehnte Abschnitt des StGB enthält die das
                                    Beenden menschlichen Lebens unter Strafe stellenden
                                    Kernvorschriften (§§ 211
                                        bis 222). Diese werden durch eine Vielzahl
                                    von Normen außerhalb dieses Abschnitts ergänzt
                                    (z.B. §§ 178, 227
                                        Abs. 1, 239 Abs. 4, 251 und 306c).


2


Als Tötungsdelikte i.e.S. werden dort bestimmte
                                    vorsätzliche (§§ 211,
                                        212 und 216; vgl. §§ 1 bis 3) und
                                    fahrlässige (§ 222; vgl.
                                        § 4) Tötungen erfasst.
                                    Diese Tatbestände dienen ausnahmslos dem Schutz des
                                    Rechtsguts (menschliches)
                                                Leben.[1] Wie
                                    sich aus § 216, der
                                    eine Tötung sogar trotz entsprechenden Verlangens des
                                    Getöteten unter Strafe stellt, ableiten lässt, ist
                                    dieses Rechtsgut nicht disponibel, d.h. es ist
                                    nicht verzichtbar. Darüber hinaus sind im Sechzehnten
                                    Abschnitt der Abbruch der Schwangerschaft (§§ 218 bis 219b) und
                                    die Aussetzung (§ 221)[2]
                                    geregelt. Der im Jahr 1954 in das StGB eingefügte
                                    Tatbestand des Völkermords (§ 220a)[3] ist seit
                                    30. Juni 2002 mit modifizierten Voraussetzungen in den
                                    § 6 VStGB überführt
                                            worden.[4] Der am
                                    4. Dezember 2015 in Kraft getretene § 217 (Geschäftsmäßige
                                    Förderung der Selbsttötung) hat sich als mit dem
                                    Grundgesetz unvereinbar und nichtig
                                            erwiesen.[5]




Anmerkungen
[1]
 Lackner/Kühl
                                            Vorbemerkung § 211 Rn. 1;
                                                Otto
                                            § 2 Rn. 3.


[2]
 Zur
                                            Vertiefung werden folgende Entscheidungen empfohlen:
                                            BGHSt 21, 44; 26, 35;
                                                38, 78; 52, 153;
                                                57, 28 m. Anm.
                                                Momsen StV 2013, 54; BGH NStZ
                                                1994, 84; Mitsch JuS
                                                1996, 407.


[3]
 Vgl. BGHSt
                                                45, 64; 46, 292; BGH NStZ
                                                1994, 232; 1999, 236;
                                                Ambos NStZ 1999,
                                            226.


[4]
 Hierzu
                                                Werle/Jeßberger JZ
                                                2002, 725, 727;
                                                Werle/Jeßberger
                                            Rn. 950 ff.; s. auch BGH JR
                                                2016, 213 (Völkermord in
                                            Ruanda).


[5]
 BVerfG NJW 2020,
                                            905; hierzu Lindner NStZ
                                                2020, 505.
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§ 1. Totschlag (§§ 212, 213)
Inhaltsverzeichnis

                                                  A.
                                                  
                                                  Grundlagen
                                                  


                                                  B.
                                                  
                                                  Tatbestand
                                                  


                                                  C.
                                                  
                                                  Täterschaft und
                                                  Teilnahme, Versuch sowie Konkurrenzen
                                                  


                                                  D.
                                                  
                                                  Kontrollfragen
                                                  






A. Grundlagen
1


Die – vorzugswürdige –
                                            h.L. sieht den Totschlag (§ 212
                                                Abs. 1) innerhalb der
                                            vorsätzlichen Tötungsdelikte als den
                                                Grundtatbestand
                                                  an.[1]
                                            Dieser kann einerseits unter den Voraussetzungen des
                                                § 211 Abs. 2 zum Mord
                                            qualifiziert und andererseits als Tötung auf
                                            Verlangen (§ 216 Abs. 1) privilegiert
                                            sein. Bei den in den §§ 212
                                                Abs. 2, 213 vorgesehenen besonders bzw. minder
                                            schweren Fällen handelt es sich dagegen um
                                            bloße Strafzumessungsnormen (vgl. Rn. 14 f.).[2]
[image: kein Alternativtext verfügbar][Bild vergrößern]



2


Im Unterschied dazu definiert die Rechtsprechung die
                                                §§ 211, 212 und 216 als jeweils
                                            selbstständige, d.h. nicht aufeinander aufbauende
                                                  Tatbestände.[3] Diese Auffassung
                                            vermag deshalb nicht zu überzeugen, weil die
                                            tatbestandlichen Voraussetzungen des Totschlags
                                            vollständig in den §§ 211 und 216 enthalten sind und dort
                                            lediglich durch weitere zu höherer bzw. niedrigerer
                                            Strafdrohung führende Merkmale ergänzt
                                            werden.

Aufbauhinweise:
Wer der Lehre folgt, muss die Prüfung
                                                streng genommen stets mit § 212 beginnen und dann ggf.
                                                mit § 211 oder § 216 fortsetzen.
                                                Nach der Rechtsprechung muss dagegen an sich sofort
                                                die in Betracht kommende spezielle Vorschrift
                                                angesprochen werden. Materiell-rechtlich wirkt sich
                                                der unterschiedliche Aufbau jedoch nicht aus. Die
                                                Prüfungsreihenfolge sollte von den
                                                Schwerpunkten der Aufgabe abhängig gemacht
                                                werden. Beispielsweise bietet sich ein Einstieg
                                                allein mit § 212 an, wenn sich
                                                entscheidungserhebliche Fragen auf den Ebenen
                                                von Rechtswidrigkeit und Schuld stellen. Andernfalls
                                                ist auch eine gemeinsame Prüfung des § 212 mit
                                                  § 211 bzw. § 216 durchaus
                                                  empfehlenswert.[4]



3


Einer Darstellung und Stellungnahme zum Streit
                                            zwischen Rechtsprechung und Lehre bedarf es nur, wenn
                                            die Prüfung nicht auf einen Täter
                                            beschränkt ist, sondern das Verhalten von
                                            Beteiligten zu beurteilen und das unterschiedlich
                                            gesehene Verhältnis zwischen den genannten Normen
                                            aufgrund der in § 28 enthaltenen Regelungen
                                            materiell-rechtlich bedeutsam ist (vgl. § 2 Rn. 88 ff.).






B. Tatbestand



I. Objektiver
                                                Tatbestand
4


Gemäß § 212
                                                  Abs. 1 wird bestraft, „wer
                                                einen Menschen tötet, ohne Mörder zu
                                                sein“. Der letzte Satzteil dient allein der
                                                Abgrenzung zum § 211.
	
                                                  Grundstruktur des
                                                  Totschlagstatbestands
                                                  

	Objektiver Tatbestand
	Subjektiver Tatbestand

	Tatobjekt
(Rn. 5 ff.)
	Tathandlung
(Rn. 10 f.)
	Vorsatz
(Rn. 12)







1. Tatobjekt
5


Tatobjekt kann nur ein anderer
                                                  Mensch sein. Nicht strafbar ist daher nach
                                                  heute einhelliger Ansicht die –
                                                  versuchte oder vollendete –
                                                  Selbsttötung. Bei entsprechender
                                                  Fallgestaltung ist zu erörtern, ob sich eine
                                                  Tat überhaupt gegen einen – schon
                                                  oder noch – lebenden
                                                  Menschen im strafrechtlichen Sinn richtet. Dabei
                                                  ist allein der Zeitpunkt der Einwirkung des
                                                  Täters auf das Opfer bedeutsam, nicht dagegen
                                                  der des ggf. vorgelagerten Handelns oder eines
                                                  nachfolgenden Schadens.[5]


6


a) Während § 1 BGB für
                                                  die Rechtsfähigkeit des Menschen auf die
                                                  Vollendung der Geburt abstellt, bezieht das
                                                  Strafrecht mit Blick auf Art. 2 Abs. 2
                                                  GG in den Schutzbereich der
                                                  Tötungsdelikte bereits den risikobehafteten
                                                  Geburtsvorgang selbst mit
                                                  ein.[6]

Merke:
Als dessen Beginn wird bei
                                                  natürlichem Verlauf das Einsetzen der
                                                  Eröffnungswehen
                                                  angesehen.[7]



7


Bei einer operativen Entbindung (sog.
                                                  Kaiserschnitt) kommt es auf die Öffnung des
                                                  Uterus an.[8]

Vertiefungshinweis:
Diese Vorverlagerung gegenüber dem
                                                  Zivilrecht wurde auch aus dem Wortlaut des
                                                  § 217 Abs. 1 a.F.
                                                  („Kind in … der
                                                  Geburt tötet“) abgeleitet. Der
                                                  Tatbestand der Kindestötung ist durch das 6.
                                                  StrRG mit Wirkung zum 1. April 1998 zwar
                                                  ersatzlos gestrichen
                                                  worden.[9] Dies führt aber
                                                  angesichts des Gesamtgefüges des Sechzehnten
                                                  Abschnitts des StGB und der gerade während
                                                  des Geburtsvorgangs erhöhten
                                                  Schutzbedürftigkeit menschlichen Lebens zu
                                                  keiner anderen Bewertung, zumal der Gesetzgeber an
                                                  der bisherigen Auslegung ersichtlich nichts
                                                  ändern wollte.


Merke:
Hat das menschliche Leben nach den
                                                  genannten Maßstäben begonnen, so
                                                  genießt es absoluten Schutz, auf den kein
                                                  Mensch wirksam verzichten kann.



8


b) Auf der anderen Seite endet
                                                  der Schutzbereich der Tötungstatbestände
                                                  mit dem Tod eines Menschen. Dessen Eintritt wurde
                                                  früher mit dem irreversiblen Stillstand von
                                                  Kreislauf und Atmung bestimmt (sog. klinischer
                                                  Tod).[10]
                                                  Dieser Zeitpunkt hat jedoch infolge
                                                  medizinisch-technischer Entwicklungen (z.B. von
                                                  Beatmungsgeräten) seine Aussagekraft
                                                  eingebüßt. Die h.M. stellt daher
                                                  mittlerweile – im Rahmen der auf den
                                                  Sterbeprozess bezogenen erforderlichen normativen
                                                  Bewertung der Todeszäsur – auf das
                                                  endgültige Erlöschen der
                                                  Gehirntätigkeit
                                                  ab.[11]

Merke:
Entscheidend für den Eintritt des
                                                  Todes eines Menschen ist das Absterben seines
                                                  Gehirns (sog. Hirntod), wobei es nicht auf
                                                  bloße Gehirnteile, sondern auf das
                                                  Gesamthirn ankommt (vgl. auch §§ 3
                                                  Abs. 2 Nr. 2, 16 Abs. 1 Nr. 1
                                                  TPG).[12]



9


Für dieses Verständnis spricht,
                                                  dass der Mensch (erst) durch die vollständige
                                                  Zerstörung seines Lebenszentrums seine
                                                  personal-individuelle Existenz unwiederbringlich
                                                  verliert.[13]

Vertiefungshinweis:
Die namentlich medizinisch, juristisch und
                                                  ethisch geprägte Diskussion ist freilich noch
                                                  im Fluss und kann sich durch neue
                                                  wissenschaftliche Erkenntnisse ändern.
                                                  Insbesondere darf nicht übersehen werden,
                                                  dass auch nach dem genannten Zeitpunkt etliche
                                                  Lebensfunktionen – zumindest als Folge
                                                  künstlicher Beatmung – weiterhin
                                                  intakt sein können[14]
                                                  und es ethisch inakzeptabel ist, einen Menschen
                                                  allein deshalb als tot zu betrachten, weil sein
                                                  Organismus ohne externe Unterstützung nicht
                                                  lebensfähig
                                                  wäre.[15] Bei der Bewertung
                                                  sollte zudem berücksichtigt werden, dass das
                                                  Abstellen auf den sog. Hirntod, um das Lebensende
                                                  zu definieren, in starker Abhängigkeit zu den
                                                  Fortschritten der Transplantationsmedizin und
                                                  ihren Bemühungen steht,
                                                  „frische“, also zum Implantieren
                                                  noch „taugliche“ Organe zu
                                                  entnehmen.[16] Hierzu
                                                  wird durch Fortsetzung intensivmedizinischer
                                                  Maßnahmen in den natürlichen
                                                  Sterbeprozess
                                                  eingegriffen.[17]







2. Tathandlung
10


Die Tathandlung bezeichnet das Gesetz
                                                  allgemein als Töten. Es ist
                                                  daher für die Begehung des § 212 Abs. 1 ohne
                                                  Belang, auf welche Weise ein Mensch zu Tode
                                                  gebracht wird, ob er etwa erwürgt, erstochen,
                                                  erschossen oder vergiftet wird. Entscheidend ist
                                                  nur, ob das Verhalten des Täters den Tod
                                                  eines anderen verursacht hat (vgl. § 222). Da es
                                                  sich bei § 212 um ein
                                                  Erfolgsdelikt handelt, ist die Tat
                                                  erst mit dem Eintritt des Todes
                                                  vollendet.

Vertiefungshinweis:
Die Feststellung dieser Kausalität
                                                  macht in juristischen Prüfungsaufgaben
                                                  häufig keine Probleme, während ihr
                                                  Nachweis in der Praxis gelegentlich
                                                  schwierige – vor allem medizinische,
                                                  physikalische und chemische – Fragen
                                                  aufwirft.[18] So kann beispielsweise
                                                  die Klärung der Frage problematisch sein, ob
                                                  der Tod eines Schwerkranken aufgrund einer kurz
                                                  zuvor verabreichten opiathaltigen Infusion oder
                                                  krankheitsbedingt eingetreten ist (vgl. § 8
                                                  Rn. 4).[19]
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Es genügt bereits, wenn der ohnehin
                                                  nahe bevorstehende Todeseintritt – sei
                                                  es auch nur kurzfristig – beschleunigt
                                                  wird. Denn als Töten ist
                                                  anerkanntermaßen jede Verkürzung
                                                  menschlichen Lebens
                                                  anzusehen.[20] Die Frage weiterer
                                                  Lebensfähigkeit ist irrelevant; auch
                                                  „unaufhaltsam verlöschendes
                                                  Leben“ ist geschützt. Handelt es sich
                                                  beim Verhalten des Täters um ein Unterlassen
                                                  (§ 13
                                                  Abs. 1),[21] so ist umgekehrt zu
                                                  prüfen, ob die an sich gebotene Handlung mit
                                                  an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit das
                                                  Leben nicht nur unwesentlich verlängert
                                                  hätte.[22]







II. Subjektiver
                                                Tatbestand
12


Hinsichtlich der objektiven Tatbestandsmerkmale
                                                muss der Täter zumindest mit bedingtem
                                                  Vorsatz handeln.[23]
                                                Insbesondere bei einer äußerst
                                                  gefährlichen Gewalthandlung
                                                gegen das Opfer – beispielsweise bei
                                                einem wuchtigen Messerstich in dessen
                                                Oberkörper, Hals oder
                                                  Kopf,[24] bei einem kräftigen
                                                Schlag mit einem Baseballschläger oder einer
                                                Metallstange gegen den Kopf,[25] bei massiven Tritten
                                                gegen den Kopf eines wehrlos am Boden
                                                  Liegenden,[26] bei erheblichen
                                                Würge- und Strangulierungshandlungen und beim
                                                Abfeuern einer scharfen Schusswaffe auf einen
                                                  Menschen –[27] liegt es
                                                regelmäßig nahe, dass der Täter mit
                                                der Möglichkeit des Todeseintritts rechnet.
                                                Beginnt er gleichwohl sein gefährliches Tun
                                                oder setzt es fort, so nimmt er einen solchen
                                                „Erfolg“ auch billigend in
                                                  Kauf,[28]
                                                wenn sich nicht aufgrund von Besonderheiten, etwa
                                                der konkreten Angriffsweise, der psychischen
                                                Verfassung des Täters oder seiner Motivation
                                                anderes ergibt.[29]

Beispiele:
A drängt mit seinem Pkw bei einer
                                                  Geschwindigkeit von mehr als 80 km/h den
                                                  Motorradfahrer B von der Straße ab, so dass
                                                  dieser stürzt.[30]
C wirft eine mit Benzin gefüllte
                                                  „Brandflasche“ in einen Imbiss, in
                                                  dem sich Menschen aufhalten.[31]
D schlägt E nieder. Er nimmt sodann
                                                  einen 20 kg schweren Gullydeckel hoch und
                                                  wirft ihn mit beiden Händen wuchtig aus
                                                  Brusthöhe dem noch immer auf der Erde
                                                  liegenden E auf den Kopf. – Bei diesem
                                                  Geschehensablauf liegt (wenigstens) bedingter
                                                  Tötungsvorsatz auf der
                                                  Hand.[32]
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Der Bundesgerichtshof bemängelt in diesem
                                                Zusammenhang nicht selten das Fehlen einer besonders
                                                  sorgfältigen
                                                Beweiswürdigung, derer es im Hinblick auf die
                                                gegenüber der Tötung eines Menschen
                                                psychisch bestehende hohe Hemmschwelle
                                                grundsätzlich
                                                  bedarf.[33] Das Urteil wird dann
                                                aufgehoben (§ 353
                                                  Abs. 1 StPO), weil das Tatgericht
                                                den besonderen Anforderungen, seine Überzeugung
                                                vom bedingten Tötungsvorsatz mit Tatsachen
                                                belegt zu begründen, nicht hinreichend
                                                nachgekommen ist.






III. Besonders und minder schwerer Fall
                                                  (§§ 212
                                                  Abs. 2, 213)
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§ 212 Abs. 2
                                                sieht für besonders schwere Fälle des
                                                Totschlags die Verhängung lebenslanger
                                                Freiheitsstrafe vor (zum Aufbau § 35
                                                  Rn. 126 ff.). Dies setzt
                                                voraus, dass das in der Tat zum Ausdruck gekommene
                                                Verschulden des Täters im Vergleich zum
                                                „Normalfall“ des § 212 Abs. 1
                                                außergewöhnlich groß ist.
                                                Hierfür genügt nicht schon die bloße
                                                Nähe der die Tat oder den Täter
                                                kennzeichnenden Umstände zu einem Mordmerkmal
                                                gemäß § 211
                                                  Abs. 2. Es müssen vielmehr
                                                schulderhöhende Momente von besonderem Gewicht
                                                  hinzukommen,[34] wobei auch die
                                                Belange des Opfers eine Rolle
                                                  spielen.[35]


15


Umgekehrt senkt § 213 den Strafrahmen
                                                für minder schwere Fälle auf
                                                Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn
                                                  Jahren.[36] Die
                                                somit gegebene erhebliche Überschneidung mit
                                                dem Regelstrafrahmen des § 212
                                                  Abs. 1 ist auch dogmatisch nicht
                                                  unproblematisch.[37]
                                                § 213 ist eine bloße
                                                  Strafzumessungsnorm. Dieser
                                                Kategorisierung entsprechend ist ihre Anwendbarkeit
                                                für jeden Beteiligten gesondert nach der Schuld
                                                zu prüfen (vgl. § 35
                                                  Rn. 127 f.).[38] Sie bezieht sich
                                                allein auf § 212, wie sich aus ihrem
                                                Wortlaut und der Systematik des Sechzehnten
                                                Abschnitts des StGB ergibt.[39]

Merke:
§ 213 1. Alt. will den
                                                  Täter begünstigen, der aus
                                                  berechtigtem Zorn handelt, weil er vor der
                                                  Tat seinerseits körperlich oder durch ein
                                                  ihn – sei es verbal oder in anderer
                                                  Weise – schwer beleidigendes Verhalten
                                                  des Opfers angegriffen worden
                                                  ist.[40]
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Eine vollendete Körperverletzung
                                                gemäß § 223 (vgl. § 5 Rn. 2 ff.)
                                                ist dafür nicht
                                                  erforderlich.[41] Erstreckt sich das
                                                provozierende Verhalten über eine längere
                                                Zeit, genügt es, dass dasjenige unmittelbar vor
                                                der Tat „der Tropfen war, der das Fass zum
                                                Überlaufen
                                                  brachte“.[42]
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Durch die Provokation muss der Täter
                                                „auf der Stelle zur Tat hingerissen
                                                worden“ sein. Hieran fehlt es, wenn er schon
                                                zuvor zur Tat entschlossen
                                                  war.[43] Dieses Merkmal
                                                beschränkt den Anwendungsbereich des § 213 jedoch
                                                nicht auf sog. Spontantaten. Vielmehr ist
                                                entscheidend, ob die Kränkung oder Reizung des
                                                Täters im Tatzeitpunkt noch angehalten
                                                  hat.[44] Ein derartiger
                                                  „motivationspsychologischer
                                                  Zusammenhang“ kann ausnahmsweise
                                                noch nach einer oder sogar mehreren Stunden
                                                  bestehen.[45] Er ist
                                                hingegen zu verneinen, wenn der Täter sein
                                                Opfer bereits mit bedingtem Tötungsvorsatz
                                                aufgesucht hat, dieser also schon vor der
                                                Provokation gefasst worden war.[46]
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Der Täter muss im Übrigen
                                                  „ohne eigene Schuld“
                                                provoziert worden sein. Daran fehlt es, wenn er
                                                selbst zu dem Verhalten des Tatopfers in nahem
                                                zeitlichen Zusammenhang mit dem Tatgeschehen
                                                schuldhaft Veranlassung gegeben
                                                  hat.[47]
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§ 213 2. Alt.
                                                eröffnet den Ausnahmestrafrahmen, wenn
                                                  „sonst ein minder schwerer
                                                  Fall“ vorliegt. Dies ist zu bejahen,
                                                wenn nach einer Gesamtabwägung aller be- und
                                                entlastenden Umstände, vor allem des gesamten
                                                Tatbildes der Regelstrafrahmen des § 212 Abs. 1 als
                                                unangemessen hart erscheint.[48] Dies kann namentlich bei
                                                einer Vielzahl gewichtiger Milderungsgründe der
                                                Fall sein.[49] Insoweit sind die
                                                Anforderungen jedoch schon mit Blick auf das Gewicht
                                                des geschützten Rechtsguts nicht zu niedrig
                                                anzusetzen.

Vertiefungshinweis:
Nach der Vorstellung des Gesetzgebers soll
                                                  diese Voraussetzung nach der Streichung des
                                                  § 217 a.F. (vgl. Rn. 7) insbesondere bei
                                                  Kindestötungen durch die Mutter „in
                                                  oder gleich nach der Geburt“ angenommen
                                                  werden.[50] Dies liegt aber jedenfalls
                                                  bei einer Wiederholungstat
                                                  fern.[51]








C. Täterschaft und Teilnahme, Versuch
                                            sowie Konkurrenzen
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Für Täterschaft und Teilnahme gelten die
                                            allgemeinen Vorschriften (§§ 25 ff.).[52]
                                            Daher ist die Teilnahme an der
                                                tatbestandslosen Selbsttötung
                                            eines anderen Menschen (vgl. Rn. 5) grundsätzlich nicht
                                                  strafbar.[53]
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Dies gilt allerdings nur dann, wenn diese
                                            Selbsttötung auf eigenverantwortlicher
                                            Willensentschließung und vollständiger
                                            Erfassung der Situation beruht.[54]
                                            Fehlt es daran und ist dies dem Mitwirkenden bewusst
                                            oder handelt dieser aus anderen Gründen kraft
                                                überlegenen Sachwissens, das ihn das
                                            Todesrisiko besser erfassen oder beherrschen
                                                  lässt,[55]
                                            so kommt eine Strafbarkeit wegen eines in mittelbarer
                                            Täterschaft (§ 25
                                                Abs. 1 2. Alt.) begangenen
                                            Tötungsdelikts in Betracht.

Merke:
Als Kriterien für die Beurteilung des
                                                freiverantwortlichen Handelns des zur eigenen
                                                Tötung Entschlossenen können die in
                                                  § 20
                                                genannten psychischen Zustände herangezogen
                                                werden. Vertretbar ist bei der Lösung von
                                                Aufgaben aber auch ein Rückgriff auf die zur
                                                Rechtserheblichkeit einer Einwilligung entwickelten
                                                  Maßstäbe.[56]
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In Bezug auf die – praxis- und
                                            examensrelevante – Versuchsstrafbarkeit des
                                            Totschlags finden die allgemeinen Grundsätze
                                            uneingeschränkt Anwendung (§§ 22 ff.). Dabei ist auf
                                            der Basis des sog. Rücktrittshorizonts
                                            in den meisten Fällen § 24 zu erörtern, weil der
                                            Täter häufig die Möglichkeit des
                                            Weiterhandelns hat.[57]

Vertiefungshinweis:
Ist der Täter vom Totschlagsversuch
                                                strafbefreiend zurückgetreten, aber wegen einer
                                                zugleich verwirklichten Körperverletzung zu
                                                bestrafen, so dürfen der Tötungsvorsatz
                                                sowie ausschließlich darauf bezogene
                                                Tatbestandsverwirklichungen bei der Strafzumessung
                                                nicht berücksichtigt
                                                  werden.[58]
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Konkurrenzfragen stellen sich vor allem im
                                            Verhältnis zu den Körperverletzungsdelikten.
                                            Diese treten nach h.M. hinter einer vollendeten
                                            Tötung als subsidiär
                                                  zurück.[59] Zwischen
                                            einem nur versuchten Tötungsdelikt und einer durch
                                            dieselbe Handlung vollendeten Körperverletzung
                                            besteht Tateinheit (§ 52). Denn der Umstand, dass
                                            es tatsächlich zu einer Körperschädigung
                                            gekommen ist, wird nur durch eine Aufnahme des
                                            verwirklichten Tatbestands in den Schuldspruch
                                            (Urteilstenor) hinreichend
                                                  berücksichtigt.[60] Im Übrigen
                                            kommt z.B. eine tateinheitliche Begehung des § 315b in
                                                  Betracht.[61]






D. Kontrollfragen
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	1.
	
In welchem Verhältnis stehen die
                                                  §§ 211
                                                  bis 216 zueinander?
                                                  → Rn. 1 f.

	2.
	
Welche zwei Zeitpunkte markieren Beginn und
                                                  Ende menschlichen Lebens i.S. der
                                                  Tötungsdelikte? → Rn. 6 ff.

	3.
	
Handelt es sich bei einer nur
                                                  geringfügigen Verkürzung eines ohnehin
                                                  „verlöschenden“ Lebens um ein
                                                  Töten gemäß § 212 Abs. 1?
                                                  → Rn. 11

	4.
	
Welche Tatumstände können für
                                                  die Frage des Tötungsvorsatzes bedeutsam
                                                  sein? → Rn. 12

	5.
	
Unter welchen Voraussetzungen kann ein an
                                                  der Selbsttötung eines anderen Menschen
                                                  Beteiligter strafbar sein? → Rn. 21



Aufbauschema (§§ 212,
                                                  213)
	1.
	
Tatbestand
	a)
	
Objektiver Tatbestand
	(1)
	
Einen (anderen) Menschen

	(2)
	
Töten



	b)
	
Subjektiver Tatbestand
– Vorsatz



	2.
	
Rechtswidrigkeit

	3.
	
Schuld

	4.
	
Minder schwerer Fall
	a)
	
Benannter minder schwerer Fall (§ 213 1.
                                                  Alt.)

	b)
	
Ggf. unbenannter minder schwerer Fall
                                                  (§ 213 2. Alt.)

	c)
	
Vorsatz






Empfehlungen zur vertiefenden
                                                  Lektüre:
 
Leitentscheidungen: BGHSt
                                                  31, 348 –
                                                  „Fall der verkannten
                                                  Schwangerschaft“; BGHSt
                                                  32, 38 –
                                                  „Siriusfall“; BGHSt
                                                  32, 194 –
                                                  „Eröffnungswehenfall“;
                                                BGHSt 32, 262 –
                                                  „Heroinspritzenfall“;
                                                BGHSt 32, 367 –
                                                  „Wittig-Fall“;
                                                BGHSt 36, 231 –
                                                  „Mittäterfall“;
                                                BGHSt 42, 301 –
                                                  „Arztfall“
Aufsätze:
                                                Heyers, Wann ist der Mensch tot?,
                                                JA 2016, 709;
                                                  Kühl, „Wer einen
                                                Menschen tötet“ – Der
                                                objektive Tatbestand des Totschlags gemäß
                                                § 212 StGB, JA 2009, 321;
                                                  Maatz, Kann ein (nur)
                                                versuchtes schwereres Delikt den Tatbestand eines
                                                vollendeten milderen Delikts
                                                verdrängen? – Die
                                                Konkurrenz-Rechtsprechung in Fällen versuchten
                                                Totschlags/Mordes, versuchter Vergewaltigung und
                                                versuchter Nötigung auf dem Prüfstand,
                                                NStZ 1995, 209;
                                                Mitsch, Grundfälle zu den
                                                Tötungsdelikten, JuS 1996, 407;
                                                  D. Sternberg-Lieben, Tod und
                                                Strafrecht, JA 1997, 80
Übungsfallliteratur:
                                                Siebrecht, Der praktische
                                                Fall – Strafrecht: Brutaler Besuch, JuS
                                                  1997, 1101;
                                                  Vassilaki/Hütig,
                                                Übungsklausur Strafrecht: Der „Don
                                                Giovanni“-Fall, Jura 1997,
                                                266
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A. Grundlagen
1


Unabhängig vom bestehenden Streit über das
                                            Verhältnis zwischen den §§ 211, 212 (vgl. § 1 Rn. 1 f.)
                                            handelt es sich beim Mord jedenfalls um einen Tatbestand
                                            mit im Vergleich zum Totschlag erhöhtem Unrechts-
                                            und Schuldgehalt.[1]
                                            Dieser resultiert aus dem Vorliegen wenigstens eines der
                                            in § 211 Abs. 2 vorgesehenen
                                            insgesamt neun Merkmale. Diese sog.
                                                Mordmerkmale treten zur –
                                            schon durch § 212
                                            erfassten – vorsätzlichen Tötung
                                            eines Menschen erschwerend hinzu.
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Im Hinblick darauf hält der Gesetzgeber als
                                            alleinige Rechtsfolge die lebenslange
                                                Freiheitsstrafe für angemessen (§ 211 Abs. 1). Die
                                            Verhängung dieser absoluten Strafe
                                                (§ 38 Abs. 1) ist
                                            verfassungsrechtlich grundsätzlich nicht zu
                                                  beanstanden.[2]
                                            Jedoch muss gewährleistet sein, dass sie stets in
                                            einem gerechten Verhältnis zur Schwere der Tat und
                                            zum Maß der Schuld des Täters steht.
                                            Dafür bedarf es ggf. einer restriktiven Auslegung
                                            des Mordtatbestands (vgl. Rn. 20 f.; zur sog.
                                                Rechtsfolgenlösung Rn. 27 ff.). Darüber
                                            hinaus muss die Möglichkeit der Aussetzung des
                                            Strafrests zur Bewährung auch bei lebenslanger
                                            Freiheitsstrafe unter bestimmten Voraussetzungen
                                            eingeräumt werden. Dieser Forderung des
                                            Bundesverfassungsgerichts ist der Gesetzgeber mit der
                                            Einfügung des § 57a nachgekommen (vgl.
                                                Rn. 92).






B. Tatbestand
3


Die Mordmerkmale werden meistens – der
                                            Ausgestaltung des § 211
                                                Abs. 2 entsprechend – in
                                            folgende drei Gruppen
                                                  zusammengefasst.[3]
	
                                                  Gruppen der Mordmerkmale (h.M.)
                                                  

	1. Gruppe
(Beweggrund)
	2. Gruppe
(Begehungsweise)
	3. Gruppe
(Zweck)

		–
	Aus Mordlust
(Rn. 55 ff.)

	–
	Zur Befriedigung des
                                                  Geschlechtstriebs
(Rn. 58 ff.)

	–
	Habgier
(Rn. 62 ff.)

	–
	Sonst niedriger Beweggrund
(Rn. 70 ff.)


		–
	Heimtücke
(Rn. 9 ff.)

	–
	Grausamkeit
(Rn. 42 ff.)

	–
	Mit gemeingefährlichen
                                                  Mitteln
(Rn. 47 ff.)


		–
	Zur Ermöglichung einer anderen
                                                  Straftat
(Rn. 78 ff.)

	–
	Zur Verdeckung einer anderern
                                                  Straftat
(Rn. 84 f.)
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Diese Einteilung lässt sich vor allem bei der
                                            Prüfung der Strafbarkeit von Tatbeteiligten
                                            fruchtbar machen (vgl. Rn. 88 ff.), ist aber auch
                                            für den Aufbau relevant (vgl. Rn. 5 ff.). Im Übrigen ist
                                            es hilfreich, die den Mord beschreibenden Umstände
                                            als „normale“ Tatbestandsmerkmale zu
                                            behandeln. Dabei erleichtert die Erkenntnis, dass
                                                § 211 Abs. 2 sowohl
                                            primär objektiv als auch überwiegend subjektiv
                                            geprägte Merkmale enthält, den
                                            Normzugang.

Merke:
Die neun Mordmerkmale sind dementsprechend teils
                                                (auch) im objektiven, teils nur im subjektiven
                                                Tatbestand zu prüfen.
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Zum objektiven Tatbestand gehören nach h.M. die
                                            sich auf die Tatbegehung selbst beziehenden
                                            Umstände der sog. 2. Gruppe, da diese für
                                            das äußere Tatbild kennzeichnend
                                                  sind[4] und der Tatbezug
                                            erkennbar überwiegt.
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Umgekehrt sind die Merkmale der 3. Gruppe
                                            (Ermöglichungs- und
                                                Verdeckungsabsicht) eindeutig als
                                            subjektive Komponenten – der Absicht
                                            rechtswidriger Zueignung (§ 242)
                                            vergleichbar – ausgestaltet. Ebenso
                                            verhält es sich bei einer zur
                                            Befriedigung des Geschlechtstriebs begangenen oder durch
                                            sonst niedrige Beweggründe motivierten
                                            Tat.
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Die Merkmale der Mordlust und der Habgier sind nach
                                            zutreffender h.M. – trotz ihrer objektiven
                                            Bestandteile – ebenfalls dem subjektiven
                                            Tatbestand zuzuordnen. Denn eine Gesamtabwägung
                                            ergibt, dass sie überwiegend subjektiv geprägt
                                            sind. Dafür spricht zunächst ihre auf
                                            persönliche Interessen des Täters abstellende
                                            Fassung (Lust, Gier). Aber
                                            auch ihre Gleichstellung mit den übrigen
                                            Modalitäten der 1. Gruppe (vgl. Rn. 3) lässt darauf
                                            schließen.
	
                                                  Grundstruktur des Mordtatbestands
                                                  (h.M.)
                                                  

	Objektiver Tatbestand
	Subjektiver Tatbestand

		–
	Tatobjekt (§ 1
                                                  Rn. 5 ff.)

	–
	Tathandlung (§ 1
                                                  Rn. 10 f.)

	–
	Objektive Mordmerkmale (Rn. 5 und 8 ff.)


		–
	Vorsatz bzgl. Tötung und objektiver
                                                  Mordmerkmale (Rn. 52 ff.)

	–
	Subjektive Mordmerkmale (Rn. 6 f. und 55 ff.)





Aufbau- und
                                                  Vertiefungshinweis:
Verschiedentlich werden Merkmale des § 211 Abs. 2 dogmatisch
                                                auf der Schuldebene
                                                  angesiedelt.[5]
                                                Die dafür angeführten Gesichtspunkte sind
                                                zwar durchaus bedenkenswert. Bei der Bearbeitung
                                                einer Prüfungsaufgabe empfiehlt es sich aber,
                                                im Einklang mit der h. A. den auch sonst
                                                verwendeten Aufbau zu wählen, um eigene
                                                Irritationen (und nicht zuletzt auch solche der
                                                Prüfer) zu vermeiden.






I. Objektiver
                                                Tatbestand
8


Über das Erfordernis der Tötung eines
                                                (anderen) Menschen (vgl. § 1 Rn. 5 ff.)
                                                hinaus enthält § 211
                                                  Abs. 2
                                                drei objektive Mordmerkmale.





1. Heimtücke
9


Das Festlegen der Voraussetzungen
                                                  dieses – in Ausbildung und Praxis sehr
                                                  relevanten – Mordmerkmals steht im
                                                  Mittelpunkt erheblicher Bemühungen von
                                                  Rechtsprechung und Wissenschaft. Ein Konsens
                                                  besteht gleichwohl noch immer nur hinsichtlich des
                                                  zu wählenden Ausgangspunkts, von dem aus dann
                                                  diverse Vorschläge entwickelt werden
                                                  (vgl. Rn. 20 ff.).

Merke:
Heimtücke erfordert jedenfalls, dass
                                                  der Täter die Arg- und darauf beruhende
                                                  Wehrlosigkeit des Opfers bewusst zur Tötung
                                                  ausnutzt (vgl. zur subjektiven Komponente des
                                                  bewussten Ausnutzens Rn. 53 f.).[6]
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Gegenüber einem Totschlag (§ 212) ist der
                                                  Unrechtsgehalt somit erhöht, weil der
                                                  Täter sein Opfer in einer hilflosen Lage
                                                  überrascht und dadurch daran hindert,
                                                  dem Anschlag auf sein Leben –
                                                  zumindest diesen erschwerend – zu
                                                  begegnen.[7]





a) Arglosigkeit
11



Merke:
Ein Opfer ist arglos, wenn es sich in der
                                                  unmittelbaren Tatsituation eines
                                                  vorsätzlichen tätlichen Angriffs des
                                                  Täters auf sein Leben oder (wenigstens) seine
                                                  körperliche Unversehrtheit nicht
                                                  versieht.[8]

Es ist nicht erforderlich, dass der
                                                  Täter diese argfreie Situation selbst
                                                  herbeigeführt oder gefördert hat. Es
                                                  reicht aus, wenn er eine vorgefundene Lage
                                                  für sein Vorhaben
                                                  ausnutzt.[9]
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(1) Arglosigkeit i.d.S. setzt
                                                  nach h.M. allerdings voraus, dass das Opfer
                                                  überhaupt die Fähigkeit zum Argwohn
                                                  besitzt. Das ist für
                                                  Kleinstkinder – bei
                                                  normaler Entwicklung aber nicht mehr für
                                                  wenigstens drei Jahre alte
                                                  Kinder –[10] zu
                                                  verneinen, solange sie nicht in der Lage sind,
                                                  einem anderen Menschen Vertrauen
                                                  entgegenzubringen, also konstitutionell ohne Arg
                                                  sind.[11] Jedoch ist dann
                                                  ggf. die Arglosigkeit einer
                                                  Schutzperson in Betracht zu
                                                  ziehen,[12] allerdings nur dann,
                                                  wenn diese den Schutz infolge einer gewissen
                                                  räumlichen Nähe wirksam hätte
                                                  erbringen können.[13]
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Schlafende sind zwar
                                                  ebenfalls nicht fähig, eine Situation in
                                                  Bezug auf ihre eventuelle Bedrohlichkeit zu
                                                  beurteilen und ggf. argwöhnisch zu sein. Es
                                                  ist jedoch anerkannt, dass sie ihre Arglosigkeit
                                                  gewissermaßen „mit in den Schlaf
                                                  nehmen“, so dass ihre heimtückische
                                                  Tötung möglich
                                                  ist.[14]
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Anders soll es nach h.A.
                                                  regelmäßig bei – auch
                                                  alkoholbedingter –
                                                  Bewusstlosigkeit sein, weil diese im
                                                  Unterschied zum Schlaf nicht abgewendet werden
                                                  kann.[15] Das vermag nicht
                                                  zu überzeugen, weil eine trennscharfe
                                                  Unterscheidung zum „arglos
                                                  Einschlafenden“ nicht möglich ist.
                                                  Auch dieser kann vom Schlaf gewissermaßen
                                                  „überwältigt“ werden.
                                                  Zudem ist der geringere Schutz des – ob
                                                  mit oder ohne Arg –
                                                  bewusstlos werdenden Menschen trotz
                                                  vergleichbarer Gefährlichkeit seiner Lage
                                                  nicht
                                                  einsichtig.[16] Dasselbe gilt im Ergebnis
                                                  für einen in ein sog. Langzeitkoma gefallenen
                                                  Menschen.[17]
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(2) An der Arglosigkeit fehlt
                                                  es aufgrund der konkreten Tatsituation, wenn der
                                                  Täter seinem Opfer vor dem Angriff
                                                  „in offen feindseliger
                                                  Haltung“
                                                  gegenübertritt.

Beispiele:
A fordert B in aggressivem Ton auf, nach
                                                  draußen zu kommen, „um die Sache zu
                                                  klären“.[18]
C droht D unter Vorhalt einer Pistole an,
                                                  es werde „etwas Böses“
                                                  geschehen.[19]
E sticht auf F ein, nachdem dieser
                                                  beobachtet hat, wie E unmittelbar zuvor den in
                                                  direkter Nähe stehenden G in gleicher Weise
                                                  attackiert hat.[20]
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Anders liegt es, wenn das Opfer die
                                                  drohende Gefahr gleichwohl erst im letzten
                                                  Augenblick erkennt[21] und ihm deshalb keine
                                                  Möglichkeit mehr bleibt, dem Angriff zu
                                                  begegnen.[22] Eine bloß verbale
                                                  Attacke des Täters lässt die
                                                  Arglosigkeit des Opfers regelmäßig
                                                  ebensowenig entfallen[23]
                                                  wie eine generell feindselige, zu einer lediglich
                                                  latenten Angst führende
                                                  Atmosphäre[24] oder ein
                                                  beispielsweise berufsbedingt – etwa bei
                                                  einem Polizisten – bestehendes
                                                  allgemeines Misstrauen.[25] Anders kann es
                                                  sein, wenn es bereits in der Vergangenheit zu
                                                  massiven Tätlichkeiten und ernsthaften
                                                  Todesdrohungen gekommen ist (vgl. aber Rn. 17 f.).[26] Auch wird ein Erpresser
                                                  regelmäßig nicht arglos sein, wenn er
                                                  seine Tat in direkter Konfrontation mit seinem
                                                  Opfer zu vollenden versucht und deshalb mit einer
                                                  Verteidigung gegen seinen rechtswidrigen Angriff
                                                  rechnen muss.[27]
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Arglos kann ein Mensch schließlich
                                                  auch (wieder) sein, wenn ein Angriff oder eine
                                                  Drohung ihn zwar Übles seitens des
                                                  Täters hatte befürchten lassen, dieses
                                                  Szenario aber tatsächlich oder zumindest nach
                                                  Ansicht des Opfers beendet
                                                  ist.[28]

Beispiel:
A erdrosselt den von dem Angriff
                                                  überraschten B. Zwar hatte A ihm die
                                                  Tötung einen Monat zuvor angedroht, danach
                                                  hatten beide jedoch wieder einen „normalen
                                                  Umgang“ miteinander
                                                  gepflegt.[29]


Beachte:
Bei der Prüfung der Arglosigkeit ist
                                                  in der Regel auf den Zeitpunkt des Beginns
                                                  des ersten mit Tötungsvorsatz geführten
                                                  Angriffs abzustellen. Es kommt also darauf
                                                  an, ob das Opfer bei Eintritt der Tat in das
                                                  Versuchsstadium (noch) arglos
                                                  ist.[30]
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Eine Ausnahme wird insoweit
                                                  zugelassen, wenn der Täter das Opfer nach
                                                  einem wohlüberlegten Plan mit
                                                  Tötungsvorsatz in einen
                                                  Hinterhalt lockt, ihm eine
                                                  raffinierte Falle stellt oder ihm verborgen
                                                  auflauert.[31] Tritt er dem bis
                                                  dahin arglosen Opfer nun in offen feindlicher
                                                  Haltung entgegen, vermag dies an der listigen
                                                  Ausnutzung der (ursprünglichen) Arglosigkeit
                                                  nichts mehr zu ändern,[32]
                                                  und zwar selbst dann nicht mehr, wenn das Opfer
                                                  tatplangemäß zunächst noch
                                                  ausgeraubt wird.[33] Ebenso
                                                  verhält es sich, wenn bei einem zunächst
                                                  allein auf eine Körperverletzung zielenden
                                                  Angriff ein Wechsel zum Tötungsvorsatz derart
                                                  schnell erfolgt, dass der
                                                  Überraschungseffekt bis zu
                                                  diesem Moment anhält.[34]






b) Wehrlosigkeit
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Wehrlos ist, wer zu seiner Verteidigung
                                                  überhaupt nicht imstande oder mindestens in
                                                  seiner Abwehrbereitschaft und -fähigkeit
                                                  stark eingeschränkt
                                                  ist.[35] Da es auf den
                                                  Augenblick des Angriffsbeginns
                                                  ankommt (vgl. Rn. 17),
                                                  ist es für die Frage der Wehrlosigkeit ohne
                                                  Bedeutung, wenn es dem Opfer im Verlauf eines
                                                  Kampfgeschehens gelingt, doch noch
                                                  Abwehrmaßnahmen zu
                                                  entfalten[36]
                                                  und ob diese erfolgreich
                                                  sind.[37]
                                                  Hingegen ist ein Mensch nicht wehrlos, wenn
                                                  er von vornherein mit Aussicht auf Erfolg
                                                  Verteidigungsmittel (z.B.
                                                  Faustschläge)[38] einsetzen, Hilfe
                                                  herbeirufen oder auch zu fliehen versuchen
                                                  kann.[39]

Beachte:
Das Opfer muss gerade infolge seiner
                                                  Arglosigkeit wehrlos sein, d.h. es bedarf
                                                  insoweit einer ursächlichen
                                                  Verknüpfung.[40]
                                                  An dieser fehlt es etwa, wenn eine Abwehr infolge
                                                  schwacher körperlicher Konstitution
                                                  unmöglich ist.[41]


Beispiel:
B lässt sich von ihrer Bekannten A
                                                  freiwillig an Armen und Beinen fesseln. Im
                                                  Anschluss daran kommt A der Gedanke, B zu
                                                  erdrosseln. Als sie ein Kopftuch mehrfach
                                                  umschlägt, erkennt B das Vorhaben, kann sich
                                                  dagegen jedoch aufgrund der Fesselung nicht
                                                  wehren. – Eine heimtückische
                                                  Tötung liegt nicht vor. Denn B ist zur
                                                  Tatzeit zwar wehr-, aber nicht mehr arglos. Ihre
                                                  ursprüngliche Arglosigkeit ist ohne
                                                  Bedeutung, weil A – etwa bei der
                                                  Fesselung der B – noch keinen
                                                  Tötungsentschluss gefasst
                                                  hatte.[42]







c) Versuche restriktiver Auslegung
                                                  des Merkmals Heimtücke
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Die dargestellten
                                                  Grundanforderungen
                                                  (vgl. Rn. 9 ff.)
                                                  reichen anerkanntermaßen nicht aus, um den
                                                  Anwendungsbereich der Heimtückemodalität
                                                  hinreichend einzugrenzen. Denn ein Täter wird
                                                  dem vorgesehenen Opfer überwiegend gerade
                                                  nicht offen entgegentreten, so dass derartige
                                                  Tötungen in der Regel ohne weitere
                                                  Differenzierungsmöglichkeit als
                                                  heimtückisch zu bewerten wären.
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Dies aber entspräche nicht der gerade
                                                  für das Merkmal der
                                                  Heimtücke – und im Übrigen
                                                  nur noch für die sog. Verdeckungsabsicht
                                                  (vgl. Rn. 84 f.) –
                                                  aufgestellten Forderung des
                                                  Bundesverfassungsgerichts, Fälle mit deutlich
                                                  vermindertem Unrechts- und Schuldgehalt, bei denen
                                                  die Verhängung lebenslanger Freiheitsstrafe
                                                  unverhältnismäßig wäre, aus
                                                  dem Mordtatbestand
                                                  „herauszufiltern“.[43]
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Beispielsfall 1 –
                                                  Tod im Wald:
Der Langstreckenläufer B absolviert
                                                  sein abendliches Training in einem Waldgebiet.
                                                  Dabei hört er Musik aus seinen
                                                  Umgebungsgeräusche ausblendenden
                                                  Kopfhörern und hängt seinen Gedanken
                                                  nach. An einer Lichtung hat sich A in einem
                                                  Gebüsch versteckt. Als B sich nähert,
                                                  wird er von A mit einer Pistole erschossen. Diesem
                                                  war klar, dass ihn der ihm unbekannte B aufgrund
                                                  der Umstände nicht wahrnehmen
                                                  konnte.
Strafbarkeit des A?


                                                  Lösung:
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A hat vorsätzlich einen Menschen
                                                  getötet (§ 212
                                                  Abs. 1). Er könnte dies
                                                  heimtückisch getan haben. Für andere
                                                  Mordmerkmale – insbesondere für
                                                  ein Handeln aus Mordlust (vgl. Rn. 55 ff.) – sind
                                                  die Angaben im Sachverhalt dagegen nicht
                                                  ausreichend. B war in der konkreten Situation arg-
                                                  und infolgedessen wehrlos. Da A dies bewusst zur
                                                  Tatbegehung ausgenutzt hat, sind die
                                                  Grundvoraussetzungen einer heimtückischen
                                                  Tötung (§ 211
                                                  Abs. 2; vgl. Rn. 9 ff. und 53) erfüllt. Deren weitergehende
                                                  Anforderungen sind jedoch umstritten.


24


(1) Der Bundesgerichtshof und
                                                  Teile der Literatur verlangen ergänzend eine
                                                  Tatbegehung in sog. feindlicher
                                                  Willensrichtung.[44]
                                                  Hierdurch sollen vor allem die Fälle
                                                  ausgeschieden werden, denen wegen Fehlens von
                                                  Feindseligkeit und Eigensucht der Unrechts- und
                                                  Schuldgehalt eines Mordes nicht innewohnt, weil
                                                  der Täter „zum Besten seines
                                                  Opfers“ zu handeln meint. Das Motiv muss
                                                  ernsthaft und achtenswert, die zugrundeliegende
                                                  Wertung seitens des Täters objektiv
                                                  nachvollziehbar
                                                  sein.[45]
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Merke:
Der Bundesgerichtshof hat dies neuerdings
                                                  dahin präzisiert, dass die feindselige
                                                  Willensrichtung grundsätzlich nur dann fehlen
                                                  kann, wenn die Tötung dem ausdrücklichen
                                                  Willen des Opfers entspricht oder –
                                                  aufgrund einer objektiv nachvollziehbaren und
                                                  anzuerkennenden Wertung – mit dem
                                                  mutmaßlichen Willen des zu einer autonomen
                                                  Entscheidung nicht fähigen Opfers
                                                  geschieht.[46]


Beispiel:
A verabreicht dem schwerkranken
                                                  B – auf dessen Wunsch – aus
                                                  Mitleid eine tödliche Injektion, um ihm
                                                  weiteres Leiden und einen schweren Todeskampf zu
                                                  ersparen.[47]



26


In diese Richtung gehende Anhaltspunkte
                                                  für eine ausnahmsweise „positiv
                                                  motivierte“ Tötung lassen sich dem
                                                  Sachverhalt nicht entnehmen, so dass A nach dieser
                                                  Auffassung heimtückisch getötet
                                                  hat.
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(2) Darüber hinaus hat
                                                  der Bundesgerichtshof die sog.
                                                  Rechtsfolgenlösung
                                                  entwickelt.[48] Diese bezieht sich
                                                  ausschließlich auf das Merkmal
                                                  der
                                                  Heimtücke.[49]
                                                  Denn ihre Anwendung auf andere Mordmerkmale ist
                                                  weder von Verfassungs wegen noch einfachgesetzlich
                                                  geboten.[50]
                                                  Dieser Ansatz eröffnet trotz Erfüllung
                                                  des Mordtatbestands die Möglichkeit, in
                                                  „Grenzfällen“ im Wege einer
                                                  analogen Anwendung des § 49 Abs. 1 Nr. 1
                                                  eine zeitige Freiheitsstrafe von drei bis zu
                                                  fünfzehn Jahren zu verhängen. Dafür
                                                  sind allerdings Entlastungsfaktoren erforderlich,
                                                  die nicht lediglich nach § 213 Berücksichtigung
                                                  finden würden, sondern den Charakter
                                                  außergewöhnlicher
                                                  Umstände
                                                  haben,[51] d.h. der
                                                  Bundesgerichtshof wollte nicht allgemein einen
                                                  Sonderstrafrahmen für minder schwere
                                                  Fälle einführen.[52] Auch darf auf diese
                                                  „außerordentliche“
                                                  Strafrahmenverschiebung erst zurückgegriffen
                                                  werden, wenn eine solche nicht schon durch einen
                                                  gesetzlich vertypten Milderungsgrund möglich
                                                  ist.[53] Für diesen Ansatz
                                                  sprechen diese Argumente:
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	–
	In Fällen, in denen aufgrund sog.
                                                  vertypter Milderungsgründe (z.B. §§ 13 Abs. 2,
                                                  17 Abs. 2, 21, 23
                                                  Abs. 2) eine Strafmilderung
                                                  vorgeschrieben oder zugelassen ist, tritt an die
                                                  Stelle lebenslanger eine zeitige Freiheitsstrafe.
                                                  Vom Gesetz nicht ausdrücklich vorgesehene,
                                                  aber außergewöhnliche
                                                  Entlastungsfaktoren können bei wertender
                                                  Betrachtung dieselbe Wirkung haben.
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	–
	Diese Lösung ermöglicht in allen
                                                  in Betracht kommenden Heimtückefällen
                                                  die Verhängung der schuldangemessenen Strafe,
                                                  ohne in die allgemeine Dogmatik zum § 211
                                                  einzugreifen.



Aufbau- und
                                                  Vertiefungshinweis:
Durch eine notstandsnahe, ausweglos
                                                  erscheinende Situation motivierte, in großer
                                                  Verzweiflung begangene, aus tiefem Mitleid oder
                                                  aus „gerechtem Zorn“ aufgrund einer
                                                  schweren Provokation verübte Taten
                                                  können solche Umstände aufweisen, ebenso
                                                  Taten, die in einem vom Opfer verursachten und
                                                  ständig neu angefachten, zermürbenden
                                                  Konflikt oder in schweren Kränkungen des
                                                  Täters durch das Opfer, die das Gemüt
                                                  immer wieder heftig bewegen, ihren Grund
                                                  haben.[54] –
                                                  Die Prüfung der Rechtsfolgenlösung des
                                                  Bundesgerichtshofs hat am Ende des den § 211
                                                  betreffenden Teils zu erfolgen, d.h. nach der
                                                  Schuld, da es insoweit allein um den
                                                  Strafausspruch geht.
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Derart „notstandsnahe“
                                                  Tatmotive des A sind im Beispielsfall ohnehin
                                                  nicht ersichtlich.
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(3) Das Schrifttum fordert
                                                  dagegen für die Heimtückemodalität
                                                  überwiegend einen (besonders)
                                                  verwerflichen Vertrauensbruch, d.h.
                                                  der Täter muss ihm entgegengebrachtes
                                                  Vertrauen bewusst
                                                  missbrauchen.[55] Das Ausnutzen
                                                  eines Vertrauensverhältnisses –
                                                  vor allem, aber nicht nur aus persönlichen
                                                  Bindungen – berechtigt zum Vorwurf
                                                  gesteigerter Verwerflichkeit der Tat. Hierfür
                                                  wird dieses Argument
                                                  vorgebracht:
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	–
	Dieser Ansatz verhindert, dass
                                                  „jeder Überfall auf einen
                                                  Ahnungslosen“ einen Totschlag zum Mord
                                                  macht (vgl. Rn. 20),
                                                  und ermöglicht somit, dass § 211 nur
                                                  „höchstverwerfliche“
                                                  Tötungen erfasst.
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Will man es für einen derartigen
                                                  Vertrauensbruch nicht schon genügen lassen,
                                                  dass das Opfer allgemein vom „Wohlwollen
                                                  seiner Umgebung“ ausgeht und diese
                                                  Erwartung widerlegt wird, so fehlt es im
                                                  Beispielsfall an einem den besonderen Mordunwert
                                                  (vgl. Rn. 1)
                                                  begründenden Vertrauensbruch des A
                                                  gegenüber B, so dass nur § 212
                                                  erfüllt ist.
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(4) Eine andere Meinung will
                                                  trotz heimtückischer Begehungsweise Mord
                                                  verneinen, wenn eine Tötungshandlung aufgrund
                                                  umfassender Gesamtwürdigung aller
                                                  Tatumstände und der
                                                  Täterpersönlichkeit als nicht besonders
                                                  verwerflich erscheint (sog. negative
                                                  Typenkorrektur). Dieses Korrektiv
                                                  soll – im Unterschied zum Vorschlag des
                                                  Vertrauensbruchs (vgl. Rn. 31 ff.) –
                                                  nicht auf Heimtücke beschränkt
                                                  sein.[56]
                                                  Es wird auf folgendes Argument
                                                  gestützt:
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	–
	Die negative Typenkorrektur erlaubt eine
                                                  flexible Erfassung vorsätzlicher
                                                  Tötungen unter dem Gesichtspunkt der
                                                  Billigkeit trotz „formaler“
                                                  Verwirklichung eines Mordmerkmals.
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Gesichtspunkte, die im Beispielsfall gegen
                                                  die besondere Verwerflichkeit der Tötung des
                                                  B durch A sprechen könnten, enthält der
                                                  Sachverhalt nicht.

                                                  (5) Stellungnahme:
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	–
	Die negative Typenkorrektur vermag schon
                                                  deshalb nicht zu überzeugen, weil sie sich
                                                  auf sämtliche Mordmodalitäten bezieht.
                                                  Dessen bedarf es nicht, da die meisten
                                                  Merkmale – auch unter
                                                  verfassungsrechtlichem
                                                  Aspekt –[57]
                                                  eng genug gefasst sind. Der
                                                  „korrigierende“ Ansatz ist aber auch
                                                  dann abzulehnen, wenn man ihn auf die
                                                  Heimtücke beschränkt. Denn der
                                                  bezeichnete Maßstab der (besonderen)
                                                  Verwerflichkeit ist als tatbestandsbegrenzendes
                                                  Moment mit Blick auf Art. 103 Abs. 2
                                                  GG zu
                                                  unbestimmt.[58]
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	–
	Der letztgenannte Einwand greift auch
                                                  gegen das vorgeschlagene Kriterium des
                                                  Vertrauensbruchs durch, zumal auch in Bezug darauf
                                                  eine Prüfung besonderer Verwerflichkeit
                                                  erfolgen soll.[59]
                                                  Zudem zieht dieser Ansatz das kaum
                                                  verständliche Ergebnis nach sich, dass
                                                  Heimtücke ausscheidet, weil zwischen
                                                  Täter und Opfer bis zur Tat keine
                                                  persönliche Beziehung bestanden hat
                                                  (vgl. Rn. 33).[60]
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	–
	Da es sich bei der sog.
                                                  Rechtsfolgenlösung nicht um eine
                                                  tatbestandliche Restriktion handelt,
                                                  ändert sie an dem auf Mord lautenden
                                                  Schuldspruch nichts; dieser signalisiert aber
                                                  gerade schwerstes
                                                  Unrecht.[61] Sie begegnet im
                                                  Übrigen erheblichen methodischen
                                                  Einwänden, weil sie dem bezüglich der
                                                  Rechtsfolge klar erkennbaren Willen des
                                                  Gesetzgebers widerspricht, d.h. jedenfalls eine
                                                  für eine Analogie erforderliche planwidrige
                                                  Regelungslücke fehlt, und eine Berechtigung
                                                  für eine derartige richterliche
                                                  Rechtsfortbildung nicht
                                                  besteht.[62]
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	–
	Auch der eine feindliche Willensrichtung
                                                  fordernde Ansatz des Bundesgerichtshofs kann nicht
                                                  restlos zufriedenstellen. Denn er vermag eine
                                                  nicht plausible Begünstigung von Tätern,
                                                  die die Möglichkeit und keine Skrupel haben,
                                                  einen Menschen mit dem Ziel der Tötung offen
                                                  anzugreifen, nicht auszuschließen.
                                                  Gleichwohl erscheint der vom Bundesgerichtshof
                                                  eingeschlagene Weg beim jetzigen Stand der
                                                  Diskussion als vorzugswürdig. Seine Vorteile
                                                  überwiegen die Bedenken jedenfalls dann, wenn
                                                  man ihn im Zusammenhang mit den hohen
                                                  Anforderungen sieht, die der Bundesgerichtshof zu
                                                  Recht an die subjektive Seite der Heimtücke
                                                  stellt (vgl. Rn. 53 f.).[63]



Hinweis:
Eine Auseinandersetzung mit den
                                                  verschiedenen Ansichten ist bei der Bearbeitung
                                                  von Aufgaben nur notwendig, wenn
                                                  diese – wie im
                                                  Beispielsfall – zu unterschiedlichen
                                                  Lösungen führen. Sonst genügt eine
                                                  knappe Darstellung des Streitstands nebst der
                                                  Feststellung, dass dieser sich im konkreten Fall
                                                  nicht auswirkt.


                                                  Ergebnis:
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A hat sich somit eines Mordes (§ 211 Abs. 2)
                                                  in – von seinem Vorsatz
                                                  umfasster – heimtückischer
                                                  Begehungsweise schuldig gemacht.







2. Grausamkeit
42


Grausam ist nach allgemeiner
                                                  Ansicht eine Tötung, die schwere Leiden
                                                  körperlicher oder seelischer Art hervorruft
                                                  und zudem einer gefühllosen und
                                                  unbarmherzigen Gesinnung
                                                  entspringt.[64] Die Schmerzen oder Qualen
                                                  müssen dafür nach Art und Dauer das
                                                  für die Tötung erforderliche Maß
                                                  übersteigen.[65] Hierfür kann
                                                  bereits ein Zeitraum von wenigen Sekunden
                                                  genügen, wenn etwa ein mit Benzin
                                                  übergossenes Opfer in Brand gesetzt wird und
                                                  unter sog. Vernichtungsschmerzen
                                                  stirbt.[66]

Beispiele:
A wirft den schwer verletzten B in einen
                                                  Abwasserschacht und verschließt diesen mit
                                                  einem schweren Deckel in dem Bewusstsein, dass B
                                                  sich aus dieser Situation nicht mehr werde
                                                  befreien können.[67]
C lässt ihr einjähriges Kind
                                                  „planmäßig“
                                                  verhungern.[68]
D erwürgt seine Freundin E. Um ihr
                                                  Sterben zu verlängern, lockert er über
                                                  geraume Zeit hinweg immer wieder seinen Griff,
                                                  damit E jeweils kurzfristig wieder zu Bewusstsein
                                                  kommt.[69]
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Bei der Bewertung der Auswirkungen des
                                                  Täterverhaltens kommt es auf das konkrete
                                                  Opfer an. Ist dieses beispielsweise infolge
                                                  eingetretener Bewusstlosigkeit nicht (mehr) zum
                                                  Empfinden ihm zugefügter Schmerzen
                                                  fähig, scheidet das Mordmerkmal
                                                  aus.[70]
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Für sich genommen kann grausames
                                                  Verhalten den Tatbestand des Mordes nur dann
                                                  erfüllen, wenn es Bestandteil des
                                                  Tötungsgeschehens selbst ist. Was vor
                                                  dessen Beginn liegt – z.B. grausames
                                                  Vorgehen „nur“ mit
                                                  Körperverletzungsvorsatz –, reicht
                                                  in der Regel insoweit nicht
                                                  aus.[71]

Beispiel:
A drückt auf Armen und Beinen des
                                                  gefesselten B Zigaretten aus. Erst im Anschluss
                                                  daran kommt A die Idee, B zu töten. Diese
                                                  setzt er mit einem gezielten Pistolenschuss
                                                  um.
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Entsprechendes gilt für ein Verhalten,
                                                  das dem Vorgang des Tötens erst nachfolgt.
                                                  Deshalb genügt „grausiges“
                                                  Verhalten wie etwa das Zerstückeln der Leiche
                                                  nicht. Die Grausamkeit muss allerdings nicht
                                                  notwendig in der Ausführungshandlung i.e.S.
                                                  liegen, sondern kann sich auch aus den
                                                  Umständen ergeben, unter denen die
                                                  Tötung eingeleitet und vollzogen
                                                  wird.[72]
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Die der Grausamkeit zugrundeliegende
                                                  Gesinnung braucht schließlich kein
                                                  allgemeiner Charakterzug des Täters zu sein,
                                                  was in der Praxis ohnehin kaum feststellbar
                                                  wäre. Es genügt, wenn sie ihn bei der
                                                  Tatbegehung beherrscht hat. Dies ist
                                                  regelmäßig schon anzunehmen, wenn der
                                                  Täter dem Opfer die Schmerzen bewusst
                                                  zugefügt
                                                  hat.[73]






3. Mit gemeingefährlichen
                                                  Mitteln
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Diese Modalität ist am meisten auf das
                                                  äußere Tatgeschehen bezogen.

Merke:
Gemeingefährlich sind
                                                  solche Mittel, deren konkreter – vom
                                                  Täter nicht beherrschbarer (vgl. Rn. 49) – Einsatz
                                                  geeignet ist, eine Mehrzahl von Menschen an Leib
                                                  oder Leben zu gefährden. Dazu zählen
                                                  typischerweise etwa Brandsetzungsmittel und
                                                  Explosionsstoffe.[74]


Beispiele:
A setzt ein von mehreren Mietparteien
                                                  bewohntes Haus mit Benzin in Brand, um den
                                                  ebenfalls dort wohnenden B zu
                                                  töten.[75]
C zündet in einer von über 200
                                                  Menschen besuchten Diskothek eine
                                                  Bombe.[76]
D öffnet das Ventil einer Gasflasche,
                                                  so dass sich in einer Garage ein Luftgasgemisch
                                                  bildet, das beim Einschalten des Lichtschalters
                                                  explodieren und in einer Entfernung von 50 Metern
                                                  Zerstörungen verursachen
                                                  kann.[77]
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Die Einbeziehung der
                                                  Leibesgefahr ist grundsätzlich
                                                  zu befürworten, nachdem der Gesetzgeber den
                                                  vergleichbaren Streit im Rahmen des § 221 ungeachtet
                                                  der Überschrift des Sechzehnten Abschnitts
                                                  des StGB mit dem 6. StrRG i.d.S. entschieden
                                                  hat.[78] Jedoch bedarf es
                                                  zumindest der Gefahr einer schweren
                                                  Gesundheitsschädigung.
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Das Mordmerkmal hat seinen Grund in der
                                                  besonderen Rücksichtslosigkeit,
                                                  mit der der Täter sein Ziel durch die
                                                  Schaffung unberechenbarer Gefahren für andere
                                                  durchzusetzen sucht.[79]
                                                  Daraus ergibt sich, dass die Verwendung eines
                                                  abstrakt-generell gefährlichen Mittels
                                                  für sich allein nicht ausreicht. Vielmehr
                                                  muss sein Einsatz derart erfolgen, dass der
                                                  Täter eine Ausdehnung der Gefahr über
                                                  das von ihm gezielt angegriffene Tatopfer hinaus
                                                  nicht in seiner Gewalt hat.[80]
                                                  Kann er die konkrete Situation
                                                  dagegen ausnahmsweise – evtl.
                                                  aufgrund besonderer Fähigkeiten –
                                                  in diesem Sinn kontrollieren, ist das Merkmal
                                                  „gemeingefährlich“ zu
                                                  verneinen.[81]

Beispiele:
A tötet B zwar mittels einer Bombe.
                                                  Als Tatort wählt er aber ein einsames
                                                  Waldgebiet, so dass eine Gefährdung Dritter
                                                  ausgeschlossen ist.[82]
C wirft einen 30 kg schweren Stein
                                                  von einer Autobahnbrücke auf das allein
                                                  nahende Fahrzeug des D.[83]
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Dasselbe gilt grundsätzlich erst recht,
                                                  wenn der Täter sein Opfer mit einem
                                                  typischerweise beherrschbaren Tatmittel (z.B.
                                                  einer Pistole) angreift, selbst wenn er dabei in
                                                  Kauf nimmt, dass der Schuss fehlgeht und einen
                                                  Unbeteiligten aus einer größeren
                                                  Personengruppe treffen
                                                  kann.[84] Denn bei dieser
                                                  Konstellation fehlt es an der für das
                                                  erhöhte Unrecht des Mordtatbestands
                                                  erforderlichen Möglichkeit der
                                                  kumulativen Gefährdung mehrerer
                                                  Menschen.[85]

Vertiefungshinweise:
Will der Täter durch sein Vorgehen
                                                  mehrere individualisierte Opfer töten, so
                                                  handelt es sich nach bisheriger
                                                  höchstrichterlicher Rechtsprechung um eine
                                                  das Mordmerkmal nicht erfüllende
                                                  „schlichte
                                                  Mehrfachtötung“,[86] solange nicht wiederum
                                                  weitere Zufallsopfer gefährdet werden.
                                                  Neuerdings hat der Bundesgerichtshof
                                                  bedenkenswerte Zweifel geäußert, ob
                                                  hieran festzuhalten sei. Denn dieses
                                                  Verständnis führe zu einer
                                                  unberechtigten Privilegierung des von vornherein
                                                  größeres Unrecht anstrebenden
                                                  Täters.[87]
Geht es um den Einsatz eines
                                                  Kraftfahrzeuges, ist zu
                                                  differenzieren: Die Gemeingefährlichkeit ist
                                                  etwa zu bejahen, wenn der Täter
                                                  „zügig“ über
                                                  Caféterrassen und Gehwege fährt und es
                                                  dabei nicht in der Hand hat, wie viele der sich
                                                  dort aufhaltenden Menschen er als
                                                  „Repräsentanten der
                                                  Allgemeinheit“
                                                  gefährdet.[88] Ist es
                                                  dagegen in der konkreten Tatsituation
                                                  ausgeschlossen, dass über das ausersehene
                                                  Opfer hinaus andere Personen gefährdet
                                                  werden, lenkt der Täter das Fahrzeug z.B. auf
                                                  eine neben der Straße befindliche leere
                                                  Grünfläche, so setzt er es nicht
                                                  gemeingefährlich ein.[89]
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Ebenfalls genügt es nicht, wenn der
                                                  Täter nur eine bereits vorgefundene
                                                  gemeingefährliche Situation zur Tat ausnutzt.
                                                  Insofern ist es gleichgültig, auf welche
                                                  Weise diese Lage entstanden ist. Abzulehnen ist
                                                  hingegen die Ansicht, das Mordmerkmal des
                                                  „gemeingefährlichen Mittels“
                                                  sei generell durch ein Unterlassen
                                                  nicht zu verwirklichen, weil es dann nicht
                                                  „eingesetzt“
                                                  werde.[90] Denn zumindest dann, wenn
                                                  der Täter selbst – noch ohne
                                                  Tötungsvorsatz – der
                                                  Gefahrenverursacher ist und ihm hieraus eine
                                                  Garantenstellung erwächst, ist nicht
                                                  ersichtlich, weshalb sein garantenpflichtwidriges
                                                  Unterlassen, die von ihm als unkontrollierbar
                                                  erkannte Gefahr abzuwenden, das in Rede stehende
                                                  Mordmerkmal nicht erfüllen
                                                  soll.[91]







II. Subjektiver
                                                Tatbestand



1. Vorsatz
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In Bezug auf die Tötung eines Menschen
                                                  genügt bedingter Vorsatz. Insoweit sind die
                                                  zum § 212 dargestellten
                                                  Maßstäbe (vgl. § 1
                                                  Rn. 12 f.) bei Mord ebenfalls
                                                  anzulegen.
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Bedingter Vorsatz reicht nach h.M. auch als
                                                  subjektive Entsprechung der objektiven
                                                  Mordmerkmale
                                                  aus.[92] Der Täter muss
                                                  aber insbesondere die Umstände kennen, aus
                                                  denen die Gemeingefährlichkeit des
                                                  eingesetzten Tatmittels folgt. Ebenso verhält
                                                  es sich bei der Bewertung einer Tötung als
                                                  heimtückisch oder
                                                  grausam.[93] Der
                                                  Täter muss jedoch zur Einschätzung
                                                  seiner Tat als sozialethisch unerträglich
                                                  nicht selbst
                                                  gelangen.[94]

Merke:
Für Heimtücke ist es zudem
                                                  erforderlich, dass der Täter die Situation,
                                                  aus der sich vor allem die Arg- und Wehrlosigkeit
                                                  des Opfers ergibt, bewusst zur
                                                  Tötung
                                                  ausnutzt.[95]
                                                  Anzustreben braucht er die Arglosigkeit
                                                  nicht,[96]
                                                  auch längerer Überlegung oder planvollen
                                                  Vorgehens bedarf es nicht.[97]
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Das Ausnutzungsbewusstsein kann daher
                                                  bereits bejaht werden, wenn es aufgrund des
                                                  objektiven Tatbildes „auf der
                                                  Hand“ liegt, dass der Täter
                                                  alle wesentlichen Umstände erfasst
                                                  hat.[98] Ist seine
                                                  Unrechtseinsicht unbeeinträchtigt, so gilt
                                                  dies regelmäßig in gleicher Weise
                                                  für die Fähigkeit, die Tatsituation
                                                  realistisch
                                                  einzuschätzen.[99] Hieran kann er
                                                  freilich u.a. aufgrund seiner psychischen
                                                  Verfassung gehindert sein, wenn er
                                                  beispielsweise aus plötzlich aufsteigender
                                                  Verbitterung und
                                                  Wut,[100] in
                                                  einer verzweifelten und affektiv angespannten
                                                  Lage[101] oder unter einem
                                                  verminderte Steuerungsfähigkeit (§ 21)
                                                  herbeiführenden Einfluss von Alkohol und
                                                  Medikamenten[102] oder einer psychischen
                                                  Erkrankung handelt.[103] Ein
                                                  Ausnutzungsbewusstsein liegt auch bei demjenigen
                                                  fern, der seine Tat wenige Minuten oder direkt
                                                  zuvor angekündigt hat und daher
                                                  regelmäßig nicht mehr damit rechnen
                                                  wird, sein Opfer werde noch arglos
                                                  sein.[104] Anders
                                                  kann es sein, wenn der Täter ungeachtet der
                                                  Drohung seinem Opfer auflauert, um es mit dem
                                                  Angriff zu überraschen.[105]
                                                  Die strenge Prüfung dieser
                                                  Voraussetzung stellt – besonders
                                                  in der Praxis – ein wichtiges
                                                  Instrument der gebotenen restriktiven Auslegung
                                                  dieses Mordmerkmals dar (vgl. Rn. 40).

Beachte:
Hat die Prüfung zur Annahme lediglich
                                                  bedingten Tötungsvorsatzes geführt,
                                                  scheidet Mordlust als Tatmodalität stets aus
                                                  (vgl. Rn. 57). Auch die
                                                  Begehung einer Tötung in Ermöglichungs-
                                                  bzw. Verdeckungsabsicht, zur Befriedigung des
                                                  Geschlechtstriebs sowie aus Habgier ist damit
                                                  unter bestimmten Umständen nicht kompatibel
                                                  (vgl. Rn. 60, 64 und 83 f.).







2. Subjektive
                                                  Mordmerkmale



a) Mordlust
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Die Tötung aus Mordlust
                                                  stellt – ebenso wie die zur
                                                  Befriedigung des Geschlechtstriebs und die aus
                                                  Habgier (vgl. Rn. 58 ff. und 62 ff.) – ein
                                                  gesetzliches Beispiel sog. niedriger
                                                  Beweggründe dar (vgl. Rn. 70 ff.). Im Unterschied
                                                  zu den sonstigen Modalitäten der
                                                  1. Gruppe verfolgt der Täter hier jedoch
                                                  keinen über das Töten selbst
                                                  hinausgehenden Zweck. Mit diesem Merkmal sollen
                                                  vielmehr Fälle erfasst werden, bei denen kein
                                                  in der Person des Opfers oder in der besonderen
                                                  Tatsituation liegender Anlass die Tat
                                                  bestimmt.[106]

Merke:
Aus Mordlust tötet, wem es auf nichts
                                                  weiter als nur darauf ankommt, einen Menschen
                                                  sterben zu sehen.[107]
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Dies ist etwa bei einer Tötung eines
                                                  „Zufallsopfers“ aus reinem Mutwillen
                                                  anzunehmen.[108]
                                                  Gleiches gilt, wenn jemand einen Menschen aus
                                                  Angeberei, aus Neugier oder zum Zeitvertreib
                                                  tötet oder die Tat als nervliches Stimulans
                                                  oder als „sportliches
                                                  Vergnügen“
                                                  betrachtet.[109]

Beispiele:
A und B beschließen, die C zu
                                                  töten, „weil es ihnen Spaß
                                                  macht, andere zu schlagen und ihrer
                                                  Gewalttätigkeit ausgeliefert zu
                                                  sehen“. Sie versetzen C Faustschläge
                                                  in das Gesicht, zertrümmern eine Weinflasche
                                                  auf ihrem Kopf, fesseln sie, treten ihr mehrfach
                                                  „aus Freude an Gewalt“ in die Rippen
                                                  und versuchen mit einer Gartenschere, ihr den
                                                  Bauch aufzuschneiden. Schließlich
                                                  strangulieren sie C.[110]
D verbrennt E, „weil er wissen
                                                  will, wie es ist, einen Menschen zu
                                                  töten“.[111]
Der den Gedanken an die Tötung eines
                                                  Menschen für „spannend“
                                                  haltende F ersticht G, weil er herausfinden
                                                  möchte, „ob er die eigenhändige
                                                  Tötung eines Menschen ertragen
                                                  könne“.[112]
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Eine Tötung unterfällt aber
                                                  nicht schon deshalb diesem Merkmal, weil ein Motiv
                                                  für sie nicht feststellbar ist.

Beachte:
Da der Tod bei diesem Merkmal vom
                                                  Täter ,,bezweckt“ sein muss, kommt
                                                  Mordlust dann nicht mehr in Betracht, wenn
                                                  hinsichtlich des Todeseintritts nur bedingter
                                                  Vorsatz festgestellt worden
                                                  ist.[113]







b) Zur Befriedigung des
                                                  Geschlechtstriebs
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Dieses Mordmerkmal erfüllt, wer das
                                                  Töten als ein Mittel zur geschlechtlichen
                                                  Befriedigung benutzt.[114] Es erfasst
                                                  anerkanntermaßen drei unterschiedliche
                                                  Fallgestaltungen. Es ist zunächst auf den
                                                  Täter anzuwenden, der sein Opfer tötet,
                                                  um durch die Tötungshandlung
                                                  selbst sexuelle Befriedigung zu
                                                  finden.[115]

Beispiel:
A erhängt die entkleidete und
                                                  gefesselte B, weil dies seiner sexuellen
                                                  Präferenz entspricht.[116]
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Darüber hinaus erfüllt diese
                                                  Modalität, wer einen Menschen deshalb
                                                  umbringt, weil er im Anschluss daran seine
                                                  sexuellen Bedürfnisse an der Leiche
                                                  befriedigen will, sich beispielsweise
                                                  Lustgewinn durch deren Zerstückelung
                                                  verspricht.[117] Denn
                                                  auch dadurch wird das Töten als Mittel zur
                                                  Verwirklichung sexueller Interessen
                                                  eingesetzt.[118] Ebenso verhält es
                                                  sich, wenn der Täter die Tötung mit
                                                  einer Videokamera aufzeichnet, um beim
                                                  späteren Ansehen der Aufnahme seinen
                                                  Geschlechtstrieb zu
                                                  befriedigen.[119]
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Schließlich tötet zur
                                                  Befriedigung des Geschlechtstriebs, wer bei der
                                                  Begehung eines Sexualdelikts –
                                                  insbesondere einer sexuellen Nötigung in der
                                                  Form der Vergewaltigung (§ 177
                                                  Abs. 6 Satz 2
                                                  Nr. 1) – das Sterben des
                                                  Opfers billigend in Kauf nimmt und so dessen Tod
                                                  ebenfalls der Durchsetzung seiner sexuellen
                                                  Ziele unterordnet.[120]

Beispiel:
A nötigt B gegen ihren Willen zum
                                                  Geschlechtsverkehr, wobei er sie zur
                                                  Durchführung der Tat unter Inkaufnahme der
                                                  Lebensgefahr mit einem Taschentuch knebelt.
                                                  Infolgedessen erstickt B noch während der
                                                  Tatbegehung.[121]


Merke:
Nur in der letzten Konstellation ist
                                                  lediglich bedingter Tötungsvorsatz mit der
                                                  Befriedigungsabsicht vereinbar. Anders ist es bei
                                                  den beiden erstgenannten Fallvarianten, weil der
                                                  Täter dort die Befriedigung seines
                                                  Geschlechtstriebs gerade durch oder erst im
                                                  Anschluss an die gelungene Tötung
                                                  anstrebt.
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Während es einerseits im Hinblick auf
                                                  die subjektive Ausgestaltung des Mordmerkmals des
                                                  Eintritts sexueller Befriedigung nicht
                                                  bedarf,[122] ist andererseits eine
                                                  Tötung nur mit dem Ziel, in sexuelle Erregung
                                                  zu geraten, nicht
                                                  ausreichend.[123]






c) Habgier
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Das Merkmal der Habgier setzt ein Streben
                                                  nach materiellen Gütern oder Vorteilen
                                                  voraus, das in seiner Hemmungs- und
                                                  Rücksichtslosigkeit das erträgliche
                                                  Maß weit übersteigt und in der Regel
                                                  durch eine triebhafte Eigensucht bestimmt
                                                  ist.[124]

Merke:
Habgier bedeutet ein noch über die
                                                  Gewinnsucht hinaus gesteigertes, abstoßendes
                                                  Gewinnstreben um jeden
                                                  Preis.[125] Der Tod eines
                                                  Menschen dient allein als Mittel dafür,
                                                  materielle Vorteile zu erlangen.



63


Voraussetzung ist es also, dass sich das
                                                  Vermögen des Täters –
                                                  objektiv oder zumindest nach seiner
                                                  Vorstellung – durch den Tod des Opfers
                                                  unmittelbar vermehrt oder dass durch die Tat
                                                  jedenfalls eine sonst nicht vorhandene Aussicht
                                                  auf eine unmittelbare Vermögensvermehrung
                                                  entsteht.

Beispiele:
Habgierig handelt etwa, wer einen Menschen
                                                  tötet, um dessen Erbe zu werden oder einen
                                                  anderen als Erben zu
                                                  beseitigen,[126] um die ihn
                                                  begünstigende, für den Fall des Todes
                                                  des Opfers abgeschlossene Lebensversicherung
                                                  ausgezahlt zu bekommen, um die von einem Dritten
                                                  für die Tötung ausgesetzte Belohnung zu
                                                  erlangen („gedungener
                                                  Mörder“),[127] um Unterkunft,
                                                  Verpflegung und Krankenversorgung in einer
                                                  Justizvollzugsanstalt zu
                                                  erhalten[128] oder um einen dem
                                                  Opfer gehörenden Gegenstand an sich bringen
                                                  zu können.[129]
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Im letzten Beispiel (sog.
                                                  Raubmord) genügt es daher nicht,
                                                  wenn der Täter erst nach der
                                                  Tötungshandlung den Wegnahmevorsatz fasst.
                                                  Dagegen steht es der Annahme von
                                                  Habgier – wie auch von Raub (§§ 249 ff.) –[130] nicht entgegen,
                                                  dass die Wegnahmehandlung der Tötung
                                                  nachfolgt.

Beachte:
Habgier ist mit der Annahme lediglich
                                                  bedingten Tötungsvorsatzes nicht vereinbar,
                                                  wenn der Tod des Opfers zur Erlangung
                                                  des erstrebten Vorteils gerade
                                                  erforderlich ist (etwa bei einer
                                                  Lebensversicherung).
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Der (wirtschaftliche) Wert der erstrebten
                                                  Vorteile ist grundsätzlich ohne Bedeutung. Es
                                                  kommt m.a.W. nicht darauf an, ob sich der
                                                  Täter durch die Tötung in
                                                  beträchtlichem Umfang oder nur
                                                  geringfügig besser stellen
                                                  will.[131]
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Streit besteht dagegen über die
                                                  Frage, ob es für die (zumindest erstrebte)
                                                  Vermögensmehrung ausreicht, dass der
                                                  Täter lediglich ihm drohende Einbußen
                                                  abwehren, insbesondere die Geltendmachung ihm
                                                  gegenüber bestehender Forderungen vereiteln
                                                  will (Ersparung von
                                                  Aufwendungen).

Beispiele:
A tötet die schwangere B, um nicht
                                                  für das von ihm stammende Kind Unterhalt
                                                  zahlen zu müssen.[132]
C bringt D um, um diesem ein Darlehen
                                                  nicht zurückzahlen zu
                                                  müssen.[133]
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Die Frage ist richtigerweise zu bejahen.
                                                  Denn auch bei dieser Fallgestaltung handelt der
                                                  Täter in erheblicher Weise
                                                  rücksichtslos, um seine Vermögenslage im
                                                  Ergebnis günstiger zu gestalten, als sie sich
                                                  ohne die Tat entwickeln
                                                  würde.[134] Es
                                                  wirkt sich auf den Unrechtsgehalt bei wertender
                                                  Betrachtung nicht in relevanter Weise aus,
                                                  ob – im obigen Beispiel
                                                  (vgl. Rn. 66) – A
                                                  tötet, um auf diese Weise seiner
                                                  Unterhaltsverpflichtung von vornherein zu
                                                  entgehen, oder ob er zunächst Zahlungen
                                                  leistet, sich aber dann mittels Tötung der B
                                                  die entsprechende Geldsumme
                                                  „zurückholt“.
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An derart rücksichtslosem
                                                  Gewinnstreben i.S. der Habgier fehlt es auch nicht
                                                  in Fällen, in denen dem Täter die
                                                  angestrebte wirtschaftliche Besserstellung
                                                  aufgrund der bestehenden Rechtslage zusteht, er
                                                  also gewaltsam „zu seinem Recht kommen
                                                  will“.[135]

Beispiel:
 B hat ein A gehörendes Gemälde
                                                  in Besitz. Als B trotz eines fälligen
                                                  Anspruchs des A die Herausgabe verweigert, bringt
                                                  A ihn um und das Bild an sich.
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Der Annahme von Habgier steht
                                                  schließlich nicht zwingend entgegen, dass
                                                  der Täter aus mehreren Beweggründen
                                                  gehandelt hat. Bei einem solchen
                                                  „Motivbündel“
                                                  kommt es vielmehr nach h.M. darauf an, ob das
                                                  übersteigerte Gewinnstreben im Einzelfall
                                                  für die Tötung neben den anderen
                                                  Beweggründen (z.B. Wut, Rache) mitbestimmend,
                                                  d.h.
                                                  „bewusstseinsdominant“
                                                  war.[136]






d) Sonst niedrige
                                                  Beweggründe
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Als
                                                  „Auffangmodalität“
                                                  der 1. Gruppe dienen die sonst niedrigen
                                                  Beweggründe (sog.
                                                  Motivgeneralklausel). Liegt also eine
                                                  Tötung aus Mordlust, zur Befriedigung des
                                                  Geschlechtstriebs oder aus Habgier vor, treten sie
                                                  hinter dem spezielleren Merkmal
                                                  zurück.[137]

Aufbauhinweis:
Daher ist zunächst zu prüfen, ob
                                                  eines der speziellen Merkmale der 1. Gruppe
                                                  erfüllt ist. Erst in einem weiteren Schritt
                                                  sind ggf. die sonst niedrigen Beweggründe zu
                                                  erörtern.[138]


Merke:
Niedrig sind Beweggründe, die nach
                                                  allgemeiner sittlicher Wertung auf tiefster Stufe
                                                  stehen, durch ungehemmte triebhafte Eigensucht
                                                  bestimmt und deshalb besonders verwerflich, ,,ja
                                                  verächtlich“
                                                  sind.[139] Besteht ein sog.
                                                  Motivbündel, muss das Hauptmotiv
                                                  derart zu bewerten sein.[140] Ausschließlich
                                                  gleichrangige Handlungsantriebe müssen
                                                  ausnahmslos niedrig
                                                  sein.[141]
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Die Bewertung der Beweggründe in
                                                  Bezug auf die Tat als verachtenswert hat aufgrund
                                                  einer Gesamtwürdigung aller
                                                  äußeren und inneren für die
                                                  Handlungsantriebe maßgeblichen
                                                  Faktoren – für jeden Beteiligten
                                                  gesondert –[142] zu
                                                  erfolgen.[143] Dabei können
                                                  neben Tatumständen und
                                                  Lebensverhältnissen des
                                                  Täters[144]
                                                  namentlich seine Persönlichkeit bestimmende
                                                  Faktoren berücksichtigt werden (vgl. Rn. 74).[145] Niedrig sind
                                                  die Beweggründe dann, wenn sie menschlich
                                                  nicht mehr verständlich
                                                  sind.[146] Diese (restriktive)
                                                  Würdigung gibt Gelegenheit, die Taten
                                                  „abzuschichten“, bei denen die
                                                  Verhängung lebenslanger Freiheitsstrafe
                                                  unverhältnismäßig wäre. Das
                                                  entscheidende Kriterium besteht darin, ob zwischen
                                                  dem Anlass der Tat und ihren Folgen ein
                                                  unerträgliches, d.h. besonders
                                                  krasses Missverhältnis
                                                  besteht.[147]

Beispiele:
A erschießt einen Stadtstreicher aus
                                                  Verärgerung darüber, dass dieser seinen
                                                  „Stammplatz“ unter einer Brücke
                                                  trotz eines einige Tage zuvor durch A
                                                  ausgesprochenen „Platzverweises“
                                                  nicht verlassen hat.[148]
B tötet den ihm unbekannten C und
                                                  verbrennt dessen Leiche in seinem Auto, um auf
                                                  diese Weise selbst als tot zu gelten und beruflich
                                                  wie privat ein „neues Leben“
                                                  beginnen zu können.[149]
D erschießt seine Schwägerin E,
                                                  um zu verhindern, dass deren von ihm verursachte
                                                  Schwangerschaft bekannt wird.[150]
F wird bei einer Geschwindigkeitskontrolle
                                                  mit seinem Fahrzeug „geblitzt“. Um
                                                  ein Bußgeldverfahren gegen sich zu
                                                  verhindern, erschießt er den Polizisten
                                                  G.[151]
H ersticht I, weil diese sich nicht auf
                                                  ein Gespräch mit ihm eingelassen
                                                  hat.[152]
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Ein solches Missverhältnis ist erst
                                                  recht in Fällen zu bejahen, in denen das
                                                  Opfer zu den wutauslösenden Frustrationen des
                                                  Täters nichts beigetragen (sog.
                                                  Inkonnexität)[153] oder
                                                  der Täter dessen ihm unerträglich
                                                  erscheinendes Verhalten durch vorangegangenes Tun
                                                  selbst herbeigeführt hat.

Beispiele:
A möchte ein illegales Autorennen
                                                  gewinnen. Deshalb fährt er mit mehr als 160
                                                  km/h trotz roten Ampelsignals in eine innerorts
                                                  gelegene Kreuzung ein. Sein Fahrzeug kollidiert
                                                  mit demjenigen des sich regelkonform verhaltenden
                                                  B. Dieser stirbt infolge schwerster Verletzungen
                                                  noch am Unfallort.[154]
C steckt einen Gegenstand mehrere
                                                  Zentimeter tief in den After eines bis dahin ruhig
                                                  liegenden Säuglings. Als dieser infolge der
                                                  Schmerzen laut zu weinen beginnt und es C nicht
                                                  gelingt, ihn zu beruhigen, schüttelt und
                                                  schlägt C ihn mehrfach, so dass er
                                                  stirbt.[155]
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Als weitere Beispiele niedriger
                                                  Beweggründe kommen insbesondere Tatmotive wie
                                                  Wut, Hass und Rachsucht,[156]
                                                  ebenso Neid und übersteigerte
                                                  Eifersucht,[157]
                                                  „besonders krasse
                                                  Selbstsucht“,[158]
                                                  Missachtung des personellen Eigenwerts des zum
                                                  beliebigen Objekt degradierten
                                                  Opfers[159] sowie
                                                  Ausländerfeindlichkeit[160] –
                                                  wobei es genügt, dass der Täter sich die
                                                  rassistischen Beweggründe anderer zu eigen
                                                  macht –[161] in
                                                  Betracht.

Beispiele:
A ist in einem gegen sich geführten
                                                  Strafverfahren vom Zeugen B
                                                  wahrheitsgemäß belastet worden. Um
                                                  diesen hierfür zu „bestrafen“,
                                                  ersticht A ihn.[162]
Mit demselben Ziel erschießt C
                                                  seinen Bekannten D, weil dieser seine Schulden
                                                  nicht zurückgezahlt hat.[163]
E tötet F, die Mutter des gemeinsamen
                                                  Kindes, um dieses „allein zu
                                                  besitzen“.[164]
G wirft ihr neugeborenes Kind in einen
                                                  Graben, weil sie „noch etwas
                                                  erleben“ und für ein Kind noch keine
                                                  Verantwortung übernehmen
                                                  will.[165]
Da seine Freundin I sich von ihm trennen
                                                  will, erwürgt H sie, damit „sie kein
                                                  anderer bekommen
                                                  könne“.[166]
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Beachte:
Derart negativ besetzte Motive tragen die
                                                  Annahme niedriger Beweggründe zwar oft, aber
                                                  nicht notwendig. Vielmehr ist nach ständiger
                                                  Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs in einem
                                                  gesonderten Prüfungsschritt festzustellen, ob
                                                  sie ihrerseits auf einer niedrigen Einstellung des
                                                  Täters beruhen[167] oder es sich
                                                  ausnahmsweise in der konkreten Tatsituation um
                                                  eine menschlich verständliche
                                                  Reaktion handelt,[168] die Tat beispielsweise
                                                  aus tiefer Verzweiflung und innerer
                                                  Ausweglosigkeit heraus oder als Reaktion auf eine
                                                  erhebliche Beleidigung oder Drohung begangen
                                                  wurde.


Beispiele:
A ist von B verlassen worden. Er ist
                                                  darüber so verzweifelt, dass er sie
                                                  erschießt und sich anschließend durch
                                                  einen Schuss in den Kopf selbst schwere
                                                  Verletzungen zufügt.[169]
C ersticht D, nachdem diese ihm mit der
                                                  Begründung, er „sei ohnehin
                                                  impotent“, ihre Absicht mitgeteilt hat,
                                                  sich von ihm zu trennen.[170]
E tötet F mittels einer
                                                  Morphininjektion, weil dieser ihr gedroht hatte,
                                                  dafür zu sorgen, dass sie ihre
                                                  „gesamte berufliche, wirtschaftliche und
                                                  soziale Existenz“
                                                  verliert.[171]
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Vergleichbares gilt auch bei einer
                                                  Tatbegehung aus sog. politischen
                                                  Gründen.[172]
                                                  Im Rahmen der erforderlichen Gesamtwürdigung
                                                  wird allerdings die Erwägung von
                                                  ausschlaggebender Bedeutung sein, dass in einer
                                                  Demokratie (auch) politische
                                                  Konflikte – jenseits eines sich aus
                                                  Art. 20 Abs. 4 GG
                                                  ergebenden Widerstandsrechts –
                                                  grundsätzlich gewaltfrei auszutragen
                                                  sind.[173]
                                                  Aus niedrigen Beweggründen handelt
                                                  jedenfalls, wer aus terroristischen
                                                  Motiven gezielt an der politischen
                                                  Auseinandersetzung Unbeteiligte
                                                  tötet.[174]
                                                  Dasselbe gilt dann, wenn das Opfer allein wegen
                                                  seiner Zugehörigkeit zu einer politischen,
                                                  sozialen oder ethnischen Gruppe quasi als deren
                                                  „Repräsentant“ getötet
                                                  wird.[175]
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Ähnlich den auf die objektiven
                                                  Merkmale bezogenen subjektiven Anforderungen
                                                  (vgl. Rn. 53 f.)
                                                  müssen dem Täter die Umstände
                                                  bewusst sein, die die Niedrigkeit seiner
                                                  Beweggründe ausmachen.[176] Dies bedarf namentlich bei
                                                  Spontantaten genauerer
                                                  Prüfung.[177] An der genannten
                                                  Voraussetzung kann es etwa fehlen, wenn der
                                                  Täter unter dem Einfluss starker emotionaler
                                                  oder triebhafter Regungen stand, sofern er nicht
                                                  in der Lage war, diese Antriebe gedanklich zu
                                                  beherrschen und willentlich zu
                                                  steuern,[178] etwa infolge einer
                                                  erheblichen
                                                  Persönlichkeitsstörung.[179] Es ist allerdings nicht
                                                  erforderlich, dass der Täter sein Vorgehen
                                                  aufgrund der bekannten Umstände selbst als
                                                  verwerflich bewertet.[180]

Vertiefungshinweis:
Der Maßstab für die Bewertung
                                                  eines Beweggrundes ist grundsätzlich den
                                                  Vorstellungen der Rechtsgemeinschaft
                                                  der Bundesrepublik Deutschland und
                                                  nicht den Anschauungen einer Volksgruppe, die die
                                                  rechtlichen und sittlichen Werte dieser
                                                  Rechtsgemeinschaft nicht anerkennt, zu
                                                  entnehmen.[181] Deshalb wird das Motiv
                                                  der sog. Blutrache
                                                  regelmäßig als niedrig einzustufen
                                                  sein, wenn allein die Verletzung eines Ehrenkodex
                                                  als todeswürdig angesehen oder ein
                                                  Angehöriger einer Sippe als Vergeltung
                                                  für das Verhalten eines anderen
                                                  Sippenangehörigen, an dem ihn keine
                                                  persönliche Schuld trifft, getötet
                                                  wird.[182] Das
                                                  Bewusstsein niedriger Tatumstände kann
                                                  allerdings in besonderen Ausnahmefällen
                                                  fehlen, wenn der aus einem völlig anderen
                                                  Kulturkreis stammende Täter noch derart stark
                                                  von den Vorstellungen und Anschauungen seiner
                                                  Heimat beherrscht wird, dass er sich von ihnen zur
                                                  Tatzeit aufgrund seiner Persönlichkeit und
                                                  der gesamten Lebensumstände nicht lösen
                                                  konnte.[183]
                                                  Dies wird jedoch meistens zu verneinen sein, wenn
                                                  er bereits längere Zeit in Deutschland
                                                  lebt[184]
                                                  oder sogar dort aufgewachsen
                                                  ist.[185]
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Bei einem sog. Motivbündel
                                                  (vgl. Rn. 69) ist der
                                                  Beweggrund zu ermitteln und hinsichtlich der
                                                  Niedrigkeit zu beurteilen, der
                                                  vorherrschend war und der Tat
                                                  „ihr Gepräge gegeben
                                                  hat“.[186]






e) Ermöglichungsabsicht
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Nach der 3. Gruppe von
                                                  Modalitäten (vgl. Rn. 3) begeht schließlich
                                                  einen Mord, wer einen Menschen tötet, um eine
                                                  andere Straftat zu ermöglichen (oder zu
                                                  verdecken; vgl. Rn. 84 f.).
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Wie die subjektive Fassung
                                                  („um“) zeigt, muss die andere Tat
                                                  mit der Tötung nur angestrebt,
                                                  nicht aber tatsächlich begangen werden. Da es
                                                  somit allein auf die Vorstellung des Täters
                                                  ankommt, reicht es im Übrigen aus, dass
                                                  dieser sein beabsichtigtes Verhalten
                                                  irrtümlich für strafbar
                                                  hält.[187] Es ist auch
                                                  hinreichend, dass die Tat eines Dritten
                                                  ermöglicht werden
                                                  soll.[188]
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Eine andere Straftat ist
                                                  jedenfalls gegeben, wenn diese zur Tötung im
                                                  Verhältnis der Tatmehrheit steht, weil beide
                                                  Delikte dann durch verschiedene Handlungen
                                                  begangen sind (§ 53). Jedoch steht auch
                                                  Tateinheit (§ 52) der Annahme einer
                                                  anderen Straftat i.S. des § 211 Abs. 2 nur dann
                                                  zwingend entgegen, wenn beide Tatbestände
                                                  durch eine identische Handlung verwirklicht werden
                                                  oder das zweite Delikt lediglich die Vollendung
                                                  des ersten
                                                  darstellt,[189] nicht aber, wenn ein
                                                  Tatbestand erfüllt werden soll, der ein
                                                  weiteres Rechtsgut (desselben oder eines anderen
                                                  Tatopfers) schützt.[190]

Beispiel:
A tötet B. Im Anschluss entwendet er
                                                  B – wie geplant – das
                                                  Geld. – Bei dieser Fallgestaltung hat A
                                                  zur Ermöglichung einer anderen Straftat
                                                  getötet.[191]
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Dieser differenzierende Ansatz ist
                                                  sachgerecht, weil die Grenzziehung zwischen Mord
                                                  und Totschlag nicht von den Zufälligkeiten
                                                  der Konkurrenzregeln abhängen
                                                  darf,[192] zumal diese
                                                  über das Ausmaß von Unrecht und Schuld
                                                  und damit für die Strafzumessung kaum etwas
                                                  aussagen.

Merke:
Einer kausalen Verknüpfung zwischen
                                                  dem Tötungs- und dem zu ermöglichenden
                                                  Delikt bedarf es nicht. Die Tötungshandlung
                                                  muss vielmehr nur final auf eine
                                                  andere Straftat ausgerichtet sein (vgl. zur
                                                  finalen Verknüpfung beim Raub § 39
                                                  Rn. 12 ff.).[193]
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Es ist daher für die Annahme der
                                                  Ermöglichungsabsicht schon ausreichend, dass
                                                  sich der Täter für die zum Tode
                                                  führende Handlung entscheidet, weil er
                                                  glaubt, auf diese Weise die andere Tat schneller
                                                  oder leichter begehen zu können. Denn das
                                                  Leben eines anderen wird auch dann in einer die
                                                  Strafwürdigkeit erhöhenden Weise
                                                  eingesetzt, wenn seine Vernichtung als taugliches,
                                                  wenn auch nicht notwendiges Mittel zur
                                                  Durchführung einer anderen Straftat verwendet
                                                  wird.[194]
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Daraus folgt zugleich, dass das Vorliegen
                                                  (nur) bedingten Tötungsvorsatzes
                                                  grundsätzlich mit Ermöglichungsabsicht
                                                  vereinbar ist.[195] Anders ist es aber bei
                                                  einer Fallgestaltung, bei welcher der Täter
                                                  sein erstrebtes Ziel nicht allein infolge der
                                                  Tötungshandlung, sondern nur
                                                  durch den Tod des Opfers erreichen
                                                  kann.[196]

Beispiel:
A ist der Begünstigte einer
                                                  Lebensversicherung des B. Diesen tötet A, um
                                                  die Versicherungssumme zu erhalten.







f) Verdeckungsabsicht
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Die Ausführungen zur
                                                  Ermöglichungsabsicht gelten für eine
                                                  Tötung zur Verdeckung einer anderen Straftat
                                                  in gleichem Maße, insbesondere die zum
                                                  Tötungsvorsatz (vgl. Rn. 83) sowie zum Vorliegen einer
                                                  anderen – nicht notwendig vom
                                                  Täter selbst
                                                  begangenen –[197] Straftat
                                                  (vgl. Rn. 80 f.).[198] Diese
                                                  kann bereits verjährt
                                                  sein.[199]
                                                  Auch ist es ausreichend, wenn der Täter sich
                                                  eine strafbare Vortat lediglich
                                                  vorstellt.[200] Hingegen darf er nicht
                                                  nur eine Ordnungswidrigkeit verdecken
                                                  wollen.[201]

Merke:
Für dieses Mordmerkmal genügt es
                                                  nicht, wenn der Täter ausschließlich
                                                  diejenige Tat verdecken will, die er gerade
                                                  begeht.[202]
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So verhält es sich insbesondere, wenn
                                                  er von Beginn an mit wenigstens bedingtem
                                                  Tötungsvorsatz handelt und während der
                                                  ohne Zäsur erfolgenden Tatausführung als
                                                  weiteres Motiv hinzutritt, durch den Tod des
                                                  Opfers die bis dahin erfolgten Handlungen zu
                                                  verdecken.[203] Zudem ist
                                                  auch hier zumindest direkter Vorsatz erforderlich,
                                                  wenn die Tatverdeckung – nach
                                                  Auffassung des Täters – nur bei
                                                  Tötung des Opfers gelingen
                                                  kann,[204] d.h.
                                                  er den Tod des Opfers zur Verdeckung zu
                                                  benötigen meint.[205]

Beispiel:
A bricht in den Keller der mit ihm gut
                                                  bekannten B ein, weil er deren Koffer stehlen
                                                  will. Als B ihn zufällig bemerkt,
                                                  erwürgt er diese, um eine Strafanzeige zu
                                                  verhindern.
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An dieser Verknüpfung fehlt es, wenn
                                                  der Täter annimmt, sein Opfer könne ihn
                                                  auch im Falle des Überlebens nicht
                                                  identifizieren,[206] weil es sich dabei
                                                  etwa um einen durch die Vortat
                                                  äußerlich kaum verletzten Säugling
                                                  handelt.[207]
                                                  Eine bereits erfolgte Entdeckung der
                                                  vorhergehenden Tat steht der Verdeckungsabsicht
                                                  nicht zwingend entgegen. Da dieses Mordmerkmal
                                                  subjektiv ausgestaltet ist, ist es entscheidend,
                                                  dass der Täter das Bekanntwerden der
                                                  Tat – sofern er davon noch nichts
                                                  weiß – oder andernfalls
                                                  wenigstens die Aufdeckung seiner Täterschaft
                                                  in einem die Strafverfolgung sicherstellenden
                                                  Umfang verhindern will (vgl. auch Rn. 69 und 77).[208] Es kann auch bei einem
                                                  spontan gefassten Tötungsentschluss
                                                  verwirklicht sein.[209] Ohne Bedeutung ist es,
                                                  ob die andere Tat überhaupt prozessual
                                                  verfolgbar wäre.[210]
                                                  Hingegen genügt es nicht, wenn der Täter
                                                  einen Belastungszeugen tötet, damit dieser
                                                  nicht über die bereits polizeilich
                                                  aufgeklärte Tat in der Hauptverhandlung gegen
                                                  ihn
                                                  aussagt.[211]

Beachte:
Zwar wird es dem mit Verdeckungsabsicht
                                                  handelnden Täter im Regelfall darum gehen,
                                                  sich der Strafverfolgung zu entziehen. Das
                                                  Mordmerkmal erfordert dies aber nicht. Es
                                                  genügt vielmehr auch, dass der Täter
                                                  eine Tat ,,zudecken“ will, um
                                                  außerstrafrechtliche
                                                  Konsequenzen zu
                                                  vermeiden.[212]


Beispiel:
A hat den Drogendealer B betrogen. Um den
                                                  Betrug zu verschleiern und damit massive
                                                  Forderungen seitens des B zu verhindern,
                                                  tötet A diesen.


Vertiefungshinweise:
Der Bundesgerichtshof hat in einer
                                                  Entscheidung erwogen, es könne sich trotz
                                                  Einordnung in die 3. Gruppe (auch) bei
                                                  Ermöglichungs- und Verdeckungsabsicht um
                                                  gesetzliche Beispiele niedriger Beweggründe
                                                  handeln, jedoch offengelassen, ob dieser Weg
                                                  tatsächlich gangbar
                                                  ist.[213]
Will der Täter weder Tat noch
                                                  Täterschaft verdecken, sondern sich durch die
                                                  Tötung eines Menschen lediglich der
                                                  berechtigten Festnahme oder Vollstreckung einer
                                                  Freiheitsstrafe entziehen, so liegt ein Handeln
                                                  aus niedrigen Beweggründen nahe
                                                  (vgl. Rn. 70 ff.).[214]










C. Täterschaft und Teilnahme, Versuch,
                                            Konkurrenzen sowie besondere Schwere der
                                            Schuld
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Für Täterschaft und Teilnahme sind die
                                            allgemeinen Regeln anzuwenden (§§ 25 ff.).[215] Danach ist z.B. nur Gehilfe
                                                (§ 27),
                                            wer zwar ein Interesse an der Tat hat und
                                            plangemäß an der Beseitigung der Leiche
                                            mitwirkt, nicht aber an der Tötung
                                                  selbst.[216] Strafbar ist auch eine
                                            versuchte Beteiligung, sofern die Voraussetzungen des
                                                § 30
                                            erfüllt sind.[217]
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In Prüfungsaufgaben ist vor allem das zwischen
                                            Bundesgerichtshof und Lehre umstrittene Verhältnis
                                            zwischen § 211
                                            und § 212
                                            relevant (vgl. § 1 Rn. 1 f.).
                                            Handelt es sich nämlich bei Mord um einen
                                            eigenständigen Tatbestand, so sind die Merkmale des
                                                § 211 Abs. 2
                                            strafbegründend. Qualifizieren sie
                                            dagegen § 212, so haben sie
                                            (lediglich) strafschärfende
                                            Wirkung.

Beachte:
Diese Unterscheidung wirkt sich nur bei den
                                                Modalitäten der 1. und
                                                  3. Gruppe aus (vgl. Rn. 3 f.).[218] Denn sie werden von der
                                                h.M. zu Recht als besondere persönliche
                                                  Merkmale i.S. des § 28
                                                  eingestuft.[219]
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Wer dem Bundesgerichtshof folgt, hat also § 28 Abs. 1 zu
                                                  prüfen.[220] Nach Ansicht der
                                            Lehre ist § 28 Abs. 2
                                                  anwendbar.[221]

Vertiefungshinweis:
Die Milderung des § 28
                                                  Abs. 1 versagt der
                                                Bundesgerichtshof schon dann, wenn Täter und
                                                Teilnehmer zwar unterschiedliche, letztlich aber
                                                Modalitäten „gleicher Art“
                                                erfüllt haben (sog. Kreuzung der
                                                  Mordmerkmale; vgl. das Beispiel in der
                                                Übersicht Rn. 92).[222]
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Für die tatbezogenen Umstände der
                                                2. Gruppe (vgl. Rn. 3) reicht es dagegen aus, dass
                                            ein Beteiligter sie in seinen Vorsatz (§ 16 Abs. 1) aufgenommen
                                                  hat.[223] Die
                                            Akzessorietätsdurchbrechung nach § 28 gilt insoweit
                                                  nicht.[224]
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Hinsichtlich der Versuchsstrafbarkeit weist § 211
                                            gegenüber § 212 keine relevanten
                                            Besonderheiten auf. Es wird daher auf die dortige
                                            Darstellung verwiesen (vgl. § 1
                                                  Rn. 22).[225]
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Das Gleiche gilt für die Konkurrenzen zu den
                                            Körperverletzungsdelikten (vgl. § 1
                                                Rn. 23). Das Verhältnis zu
                                                § 212
                                            hängt von der Entscheidung des diesbezüglich
                                            zwischen Bundesgerichtshof und Lehre bestehenden Streits
                                            ab (vgl. § 1 Rn. 1 f.).
                                            Verwirklicht der Täter mit einer Handlung mehr als
                                            ein Mordmerkmal, so stehen die Modalitäten nicht in
                                            Tateinheit zueinander, sondern stellen nur verschiedene
                                            Begehungsformen derselben Tat dar. Mit § 239 kann
                                            Tateinheit bestehen,[226] ebenso mit
                                                § 244,[227] zudem mit § 251, nachdem das
                                            6. StrRG klargestellt hat, dass die Todesfolge
                                            „wenigstens“ leichtfertig
                                            herbeigeführt worden sein muss (vgl. § 40
                                                Rn. 44),[228] und mit den §§ 306b,
                                                306c,[229] wegen
                                            der dortigen Subsidiaritätsklausel aber nicht mit
                                                § 246
                                            (vgl. § 37
                                                  Rn. 33 ff.).[230]
	
                                                  Übersicht zu den §§ 211,
                                                  212, 28 am Beispiel des
                                                  besonderen persönlichen Merkmals
                                                  Habgier
                                                  

	
                                                  Sachverhalt
                                                  
	
                                                  Strafbarkeit nach BGH
                                                  
	
                                                  Strafbarkeit nach h.L.
                                                  

	Täter tötet aus Habgier
	
                                                  § 211
                                                  
	
                                                  § 211
                                                  

	Teilnehmer weiß davon
	§§ 211, 26/27, 28 Abs. 1, 49 Abs. 1
	§§ 212, 26/27, 28 Abs. 2

	Täter tötet aus Habgier
	
                                                  § 211
                                                  
	
                                                  § 211
                                                  

	Teilnehmer weiß nichts
                                                  davon
	§§ 212, 26/27
	§§ 212, 26/27

	Täter tötet aus Habgier
	
                                                  § 211
                                                  
	
                                                  § 211
                                                  

	Teilnehmer handelt aus Habgier
	§§ 211, 26/27
	§§ 211, 26/27

	Täter tötet aus Habgier
	
                                                  § 211
                                                  
	
                                                  § 211
                                                  

	Teilnehmer handelt aus Mordlust
	§§ 211, 26/27
(„Kreuzung“)
	§§ 211, 26/27, 28 Abs. 2

	Täter tötet ohne
                                                  Mordmerkmal
	
                                                  § 212
                                                  
	
                                                  § 212
                                                  

	Teilnehmer handelt aus Habgier
	§§ 212, 26/27
	§§ 211, 26/27, 28 Abs. 2



Vertiefungshinweis:
Erfolgt eine Verurteilung zu lebenslanger
                                                Freiheitsstrafe, so hat das Gericht
                                                zugleich – nicht erst die für die
                                                Entscheidung über die Aussetzung des Strafrests
                                                zur Bewährung zuständige
                                                  Strafvollstreckungskammer –[231]
                                                festzustellen, ob die Schuld des
                                                Täters besonders schwer wiegt
                                                  (§ 57a Abs. 1
                                                Nr. 2). Dies erfordert eine
                                                zusammenfassende Gesamtwürdigung von Tat und
                                                  Täterpersönlichkeit.[232] Dabei
                                                ist § 46 Abs. 3
                                                entsprechend anzuwenden.[233]







D. Kontrollfragen
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	1.
	
An welcher Stelle des üblichen Aufbaus
                                                  sind die Mordmerkmale zu prüfen?
                                                  → Rn. 4

	2.
	
Welche Grundanforderungen werden an die
                                                  Heimtücke gestellt? → Rn. 9 ff.

	3.
	
Welche ergänzenden Voraussetzungen
                                                  werden in Bezug auf Heimtücke verlangt?
                                                  → Rn. 20 ff.

	4.
	
Warum wird eine Eingrenzung des
                                                  Heimtückebegriffs für notwendig
                                                  gehalten? → Rn. 20 f.

	5.
	
Welche Einwände lassen sich gegen die
                                                  einzelnen Ansätze erheben?
                                                  → Rn. 37 ff.

	6.
	
Auf welches Verhalten muss sich die
                                                  Grausamkeit beziehen? → Rn. 42 f.

	7.
	
Wann ist ein Tatmittel
                                                  gemeingefährlich? → Rn. 47

	8.
	
Ist die Annahme von bedingtem
                                                  Tötungsvorsatz mit allen Mordmerkmalen
                                                  vereinbar? → Rn. 57,
                                                  60, 83 f.

	9.
	
Was versteht man unter Habgier?
                                                  → Rn. 62

	10.
	
Sind Motive wie z.B. Wut, Hass, Neid und
                                                  Eifersucht stets niedrige Beweggründe?
                                                  → Rn. 73

	11.
	
Wann liegt bei Ermöglichungs- und
                                                  Verdeckungsabsicht eine andere Straftat vor?
                                                  → Rn. 78 f., 84

	12.
	
Ist zwischen Tötung und zu
                                                  ermöglichendem bzw. zu verdeckendem Delikt
                                                  eine kausale Verknüpfung erforderlich?
                                                  → Rn. 81,
                                                  84



Aufbauschema (§ 211)
	1.
	
Tatbestand
	a)
	
Objektiver Tatbestand
	(1)
	
Einen (anderen) Menschen

	(2)
	
Töten

	(3)
	
Ggf. objektive Mordmerkmale
                                                  (heimtückisch, grausam, mit
                                                  gemeingefährlichen Mitteln)



	b)
	
Subjektiver Tatbestand
	(1)
	
Tötungsvorsatz

	(2)
	
Ggf. Vorsatz bzgl. der objektiven
                                                  Mordmerkmale

	(3)
	
Ggf. subjektive Mordmerkmale (Mordlust,
                                                  zur Befriedigung des Geschlechtstriebs, Habgier,
                                                  sonst niedrige Beweggründe,
                                                  Ermöglichungs- und
                                                  Verdeckungsabsicht)





	2.
	
Rechtswidrigkeit

	3.
	
Schuld

	4.
	
Ggf. Verhältnismäßigkeit
                                                  der lebenslangen Freiheitsstrafe




Empfehlungen zur vertiefenden
                                                  Lektüre:
 
Leitentscheidungen: BVerfGE
                                                  45, 187 –
                                                  „Fall der lebenslangen
                                                  Freiheitsstrafe“; BGHSt
                                                  7, 353 –
                                                  „Lustmordfall“;
                                                BGHSt – GS – 30,
                                                105 –
                                                  „Rechtsfolgenlösungsfall“;
                                                BGHSt 32, 382 –
                                                  „Gefesselte-Liebe-Fall“;
                                                BGHSt 33, 363 –
                                                  „Verbalattackenfall“;
                                                BGHSt 34, 59 –
                                                  „Bahnhofsklofall“;
                                                BGHSt 35, 116 –
                                                  „Zeitschriftenwerberfall
                                                  II“; BGHSt 38,
                                                353 –
                                                  „Pistolenfall“;
                                                BGHSt 39, 159 –
                                                  „Pfarrerfall“;
                                                BGHSt 41, 8 –
                                                  „Haschischdealfall“;
                                                BGHSt 42, 301 –
                                                  „Arztfall“; BGHSt
                                                  50, 80 –
                                                  „Kannibalenfall“;
                                                BGH NStZ 1993, 341 –
                                                  „Startbahn-18-West-Fall“
Aufsätze:
                                                Bosch, Niedrige Beweggründe,
                                                Jura 2015, 803;
                                                  Ceffinato/Kalb, Strafrechtlicher
                                                Minderjährigenschutz, JA 2014,
                                                887; von Danwitz, Die Tötung
                                                eines Menschen mit gemeingefährlichen Mitteln,
                                                Jura 1997, 569;
                                                  Engländer, Der Irrtum
                                                über das Vorliegen einer Straftat beim
                                                Verdeckungsmord, GA 2018, 377;
                                                  Geppert, Zum Begriff der
                                                „Verdeckungsabsicht“ in
                                                § 211 StGB, Jura 2004, 242;
                                                  Geppert, Zum Begriff der
                                                „heimtückischen“ Tötung in
                                                § 211 StGB, vornehmlich an Hand neuerer
                                                höchstrichterlicher Rechtsprechung, Jura
                                                  2007, 270; Geppert,
                                                Die Akzessorietät der Teilnahme (§ 28
                                                StGB) und die Mordmerkmale, Jura 2008,
                                                34; Grünewald, Zur
                                                Strafbarkeit eines Mordes durch
                                                Unterlassen – erläutert an den sog.
                                                tatbezogenen Mordmerkmalen der
                                                2. Gruppe –, Jura 2005,
                                                519; Kaspar, Das Mordmerkmal der
                                                Heimtücke, JA 2007, 699;
                                                  Kett-Straub, Die Tücken der
                                                Heimtücke in der Klausur, JuS
                                                2007, 515; Köhne,
                                                Die Mordmerkmale der dritten Gruppe, Jura
                                                  2011, 650;
                                                Kühl, Die drei speziellen
                                                niedrigen Beweggründe des § 211 II
                                                StGB, JA 2009, 566;
                                                  Mitsch, Straftatverdeckung mit
                                                bedingtem Tötungsvorsatz als
                                                Mordversuch – BGHSt 41, 358, JuS
                                                  1997, 788; Mitsch,
                                                Heimtückische Tötung von Neugeborenen,
                                                Säuglingen und kleinen Kindern, JuS
                                                  2013, 783; Radtke,
                                                Besondere persönliche Merkmale gem.
                                                § 28 StGB, Jura 2018, 641;
                                                  Rengier, Das Mordmerkmal
                                                „mit gemeingefährlichen Mitteln“,
                                                StV 1986, 405;
                                                Saliger, Zum Mordmerkmal der
                                                Verdeckungsabsicht, ZStW 109 (1997),
                                                302; Schütz, „Niedrige
                                                Beweggründe“ beim Mordtatbestand, JA
                                                  2007, 23; Vietze,
                                                Gekreuzte Mordmerkmale in der Strafrechtsklausur,
                                                Jura 2003, 393;
                                                Zaczyk, Das Mordmerkmal der
                                                Heimtücke und die Notwehr gegen eine
                                                Erpressung, JuS 2004, 750
Übungsfallliteratur:
                                                Bosch, Basics Strafrecht:
                                                „Das Lächeln der Lisa“, JA
                                                  2007, 418;
                                                  Britz/Müller-Dietz,
                                                Examensklausur Strafrecht: Überfall auf einen
                                                Taxifahrer mit tödlichen Folgen, Jura
                                                  1997, 313;
                                                Cornelius, Klausur Strafrecht:
                                                „Verletzte Gefühle“, JA
                                                  2009, 425;
                                                Dessecker, Übungsklausur
                                                Strafrecht (für Anfänger): Zwei
                                                Tötungsversuche mit glimpflichem Ausgang, Jura
                                                  2000, 592; Hecker,
                                                Strafrecht BT: Heimtückische Tötung aus
                                                niedrigen Beweggründen, JuS 2012,
                                                562; ders., Strafrecht BT:
                                                Mordmerkmal Heimtücke und Raubmerkmal
                                                Zueignungsabsicht, JuS 2013, 1141;
                                                  Hinderer, Klausur Strafrecht:
                                                „Eine schlechte Partnerwahl“, JA
                                                  2009, 25; O.
                                                Hohmann, Der praktische Fall –
                                                Strafrecht: Ein Banküberfall mit Hindernissen,
                                                JuS 1994, 860;
                                                  Jäger, Man muss nicht immer
                                                gleich dem Tod ins Auge sehen, JA 2017,
                                                473; Miehe, Der praktische
                                                Fall – Strafrecht: Ein Ausbruch, der
                                                nichts einbrachte, JuS 1996, 1000;
                                                  Norouzi,
                                                Zwischenprüfungsklausur –
                                                Strafrecht: Verdeckungsmord durch Unterlassen, JuS
                                                  2005, 914; Radtke,
                                                Übungshausarbeit Strafrecht (für
                                                Fortgeschrittene): Ein Schlag mit Folgen, Jura
                                                  1997, 477;
                                                  Riemenschneider, Der praktische
                                                Fall – Strafrecht: „Ein Beifahrer
                                                steigt aus“, JuS 1997, 627;
                                                  Siebrecht, Der praktische
                                                Fall – Strafrecht: Brutaler Besuch, JuS
                                                  1997, 1101;
                                                  Vassilaki/Hütig,
                                                Übungsklausur Strafrecht: Der „Don
                                                Giovanni“-Fall, Jura 1997, 266;
                                                  Weißer,
                                                Fortgeschrittenenklausur – Strafrecht:
                                                Tötungsdelikte und
                                                Beteiligungsfragen – Tödliche
                                                Erlösung, JuS 2009, 135
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